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Bonn, den 17. April 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines D-Markbilanzgesetzes 
für das Saarland 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 204. Sitzung am 17. April 1959 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz 
seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Anlage 1 


Entwurf eines D-Markbilanzgesetzes 
für das Saarland 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER TEIL 

Frankenabschluß. Eröffnungsbilanz und 
Kapitalneufestsetzung in Deutscher Mark 

ERSTER ABSCHNITT 

Frankenab Schluß 

§ 1 

Abschluß der Buchführung in Franken 

(1) Kaufleute mit Hauptniederlassung (Sitz) im 
Saarland, die zur Führung von Handelsbüchern ver- 
pflichtet sind, haben zum Tag vor dem Einglie- 
derungstag ihre in französischen Franken (Franken) 
geführten Bücher durch, eine Franken-Schlußbilanz 
nebst Gewinn- und Verlustrechnung abzuschließen. 
Das gleiche gilt für solche gemeinnützigen Woh- 
nungsunternehmen, Wirtschaftsbetriebe der öffent- 
lichen Hand, gleichviel in welcher Rechtsform 
diese Unternehmen betrieben werden, sowie für 
solche bergrechtlichen Gewerkschaften, Versiche- 
rungsvereine auf Gegenseitigkeit und öffentlich- 
rechtlichen Versicherungsunternehmen, die ihren 
Sitz im Saarland haben. 

(2) Soweit sich nicht aus diesem Absatz und den 
Absätzen 3 und 4 etwas anderes ergibt, sind auf die 
Rechnungslegung und den Frankenabschluß die vor 
dem Eingliederungstag im Saarland geltenden all- 
gemeinen Vorschriften anzuwenden. Der letzte vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes bestellte Ab- 
schlußprüfer gilt auch für die Prüfung des Franken- 
abschlusses als bestellt, falls nicht ein anderer Ab- 
schlußprüfer bestimmt wird. Das Recht der Auf- 
sichtsbehörde, der Bestellung des Abschlußprüfers 
gemäß § 2 der Verordnung vom 7. Juli 1937 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 763) oder nach den Vorschriften der 
§§ 58, 112 des Versicherungsaufsichtsgesetzes zu 
widersprechen, bleibt unberührt. Auf den Franken- 
abschluß von Wirtschaftsbetrieben der öffentlichen 
Hand findet § 42 des Handelsgesetzbuchs keine An- 
wendung; die Franken-Schlußbilanz ist zu prüfen. 

(3) Die in § 125 Abs. 5 des Aktiengesetzes be- 
stimmte Frist beträgt für die Franken-Schlußbilanz, 
auch wenn die Satzung dies für den Jahresabschluß 
nicht bestimmt, sieben Monate. Die in § 41 Abs. 4 
des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung und die in § 33 Abs. 3 des Ge- 
nossenschaftsgesetzes bestimmte Frist zur Veröffent- 
lichung des Jahresabschlusses wird für die Franken- 
Schlußbilanz auf neun Monate verlängert. Soweit 


sich aus diesen Vorsdiriften nicht anderes ergibt, 
ist die Franken-Schlußbilanz innerhalb von fünf 
Monaten nach dem Eingliederungstag festzustellen. 

(4) Das Registergericht kann auf Antrag des Vor- 
standes (persönlich haftende Gesellschafter, Ge- 
schäftsführer) die Fristen angemessen verlängern, 
wenn glaubhaft gemacht wird, daß diese aus Grün- 
den, die das Unternehmen nicht zu vertreten hat, 
nicht eingehalten werden können. Die Verlängerung 
soll sechs Monate nicht übersteigen. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für die in § 47a 
des Handelsgesetzbuchs in der im Saarland vor dem 
Eingliederungstag geltenden Fassung bezeichneten 
Zweigniederlassungen entsprechend. 

§ 2 

Verbindung von Abschlüssen 

Der Jahresabschluß für ein zwischen dem 1. Ja- 
nuar 1959 und dem Tag vor dem Eingliederungstag 
ablaufendes Geschäftsjahr kann mit dem Franken- 
abschluß in der Weise verbunden werden, daß der 
bis zum Tag vor dem Eingliederungstag abgelaufene 
Teil des neuen Geschäftsjahres dem vorhergehen- 
den Geschäftsjahr hinzugerechnet wird, ohne daß es 
einer Beschlußfassung über die Verlegung oder 
Verlängerung des Geschäftsjahres bedarf. Bei juri- 
stischen Personen entscheiden hierüber die gesetz- 
lichen Vertreter. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark 


ERSTER UNTERABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

§ 3 

Eröffnungsbilanz 

Die in § 1 Abs. 1 bezeichneten Kaufleute und Un- 
ternehmen haben für den Eingliederungstag ein 
Inventar und eine Eröffnungsbilanz in Deutscher 
Mark aufzustellen. 

§ 4 

Zweigniederlassungen und sonstige 
Betriebsstätten im Saarland 

(1) Kaufleute und bergrechtliche Gewerkschaften, 
die eine Zweigniederlassung oder sonstige Betriebs- 
stätte im Saarland, aber ihre Hauptniederlassung 
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(Sitz) in Deutschland außerhalb des Geltungsbe- 
reichs dieses Gesetzes haben, sind verpflichtet, 

a) über die von ihren Zweigniederlassungen 
oder sonstigen Betriebsstätten im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes betriebenen 
Geschäfte, 

b) über das dem Geschäftsbetrieb des Unter- 
nehmens im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes dienende Vermögen, 

c) über das sonstige im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes vorhandene Vermögen des 
Unternehmens 

gesondert Buch zu führen und Rechnung zu legen. 
Das gleiche gilt für solche noch bestehenden Unter- 
nehmen, die im Handelsregister (Genossenschafts- 
register) ihrer Hauptniederlassung (Satz 1) ohne 
Sitzverlegung gelöscht worden sind, mit der Maß- 
gabe, daß sie außerdem auch über das sonstige im 
Ausland vorhandene Vermögen des Unternehmens 
gesondert Buch zu führen und Rechnung zu legen 
haben. Die Vorschriften des Handelsgesetzbuchs 
über Handelsbücher sowie Vorschriften dieses Ge- 
setzes über die Aufstellung eines Inventars und 
einer Eröffnungsbilanz gelten insoweit entspre- 
chend. Gleiches gilt sinngemäß für nach dem Tag 
vor dem Eingliederungstag im Saarland errichtete 
Zweigniederlassungen oder sonstige Betriebsstät- 
ten solcher Unternehmen. 

(2) Die Unternehmen haben für ihre im Saar- 
land befindlichen Zweigniederlassungen einen oder 
mehrere ständige Vertreter mit Wohnsitz im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes zu bestellen, sofern 
nicht der Geschäftsinhaber (Gesellschafter) oder die 
gesetzlichen Vertreter des Unternehmens den 
Wohnsitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben 
oder nach anderen Vorschriften ein gesetzlicher 
Vertreter für die Zweigniederlassungen bestellt ist. 
Die ständigen Vertreter vertreten das Unternehmen 
hinsichtlich des Vermögens, über das nach Absatz 1 
gesondert Buch zu führen ist; sie haben die Befug- 
nisse von gesetzlichen Vertretern. Sie sind zur Ein- 
tragung im Handelsregister (Genossenschaftsregi- 
ster) anzumelden. Das Gericht kann aus wichtigem 
Grund die Eintragung der Bestellung ablehnen oder 
die Bestellung widerrufen. Unterhält das Unterneh- 
men im Saarland nur Betriebsstätten, so hat es am 
Ort der Geschäftsleitung oder der Verwaltung für 
die Betriebsstätten im Saarland eine Zweignieder- 
lassung zu errichten. 

(3) Die Errichtung der Zweigniederlassung und 
die Bestellung der ständigen Vertreter ist abwei- 
weichend von §§ 13, 13a des Handelsgesetzbuchs, 
§§ 35, 36 des Aktiengesetzes beim Gericht des Sit- 
zes der Zweigniederlassung zur Eintragung in das 
Handelsregister (Genossenschaftsregister) anzumel- 
den; das Gericht des Sitzes der Zweigniederlassung 
hat die Eintragungen von Amts wegen dem Gericht 
des Sitzes mitzuteilen. Das gleiche gilt für alle son- 
stigen ausschließlich die Zweigniederlassungen be- 
treffenden Anmeldungen durch den ständigen Ver- 
treter. 

(4) Wird die Errichtung der Zweigniederlassung 
oder die Bestellung der ständigen Vertreter nicht 


binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten des Ge- 
setzes bei dem Gericht des Sitzes der Zweignieder- 
lassung angemeldet, so hat es von Amts wegen die 
Errichtung der Zweigniederlassung einzutragen, 
einen ständigen Vertreter für die Zweigniederlas- 
sung zu bestellen und dessen Bestellung einzutra- 
gen. Auf Antrag der gesetzlichen Vertreter des Un- 
ternehmens kann das Gericht die von Amts wegen 
erfolgte Bestellung des ständigen Vertreters wider- 
rufen. Die Eintragungen haben ferner von Amts 
wegen zu erfolgen, wenn 

a) die Betriebsstätte oder die Zweignieder- 
lassung erst nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes errichtet wird und die Anmel- 
dungen nicht binnen sechs Monaten nach 
Errichtung erfolgen, 

b) die Bestellung eines ständigen Vertreters 
vom Gericht widerrufen und die Bestel- 
lung eines anderen ständigen Vertreters 
nicht angemeldet oder dessen Eintragung 
aus wichtigem Grund abgelehnt wird. 

(5) Der ständige Vertreter hat Anspruch auf Er- 
satz angemessener barer Auslagen und auf Vergü- 
tung für seine Tätigkeit. Die Auslagen und die Ver- 
gütung setzt das Gericht fest, wenn der ständige 
Vertreter sich nicht mit dem Unternehmen einigen 
kann; gegen die Festsetzung ist die sofortige Be- 
schwerde zulässig; die weitere Beschwerde ist aus- 
geschlossen. Aus der rechtskräftigen Festsetzung 
findet die Zwangsvollstreckung nach der Zivilpro- 
zeßordnung statt. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht fürljnter- 
nehmen, die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes auch 
außerhalb des Saarlandes eine Zweigniederlassung 
oder sonstige Betriebsstätte im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes haben. Die Verpflichtung dieser 
Unternehmen, nach § 2 des D-Markbilanzgesetzes 
gesondert Buch zu führen und Rechnung zu legen, 
umfaßt vom Eingliederungstag an auch die Ver- 
pflichtung, über die von ihren Zweigniederlassun- 
gen oder sonstigen Betriebsstätten im Saarland be- 
triebenen Geschäfte, über das dem Geschäftsbetrieb 
des Unternehmens im Saarland dienende Vermö- 
gen und über das sonstige im Saarland vorhandene 
Vermögen des Unternehmens sowie über die von 
im Saarland befindlichen Zweigniederlassungen und 
sonstigen Betriebsstätten im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes betriebenen Geschäfte gesondert Buch zu 
führen und Rechnung zu legen. Die Befugnisse der 
für diese Unternehmen bestellten ständigen Ver- 
treter erstrecken sich auch auf das Vermögen, über 
das nach Satz 2 gesondert Buch zu führen ist. 

§ 5 

Vorschriften für die Eröffnungsbilanz. Fristen 

(1) Soweit sich nicht aus diesem Gesetz etwas 
anderes ergibt, finden die allgemeinen nach dem 
Gesetz oder der Satzung für das Inventar und die 
Jahresbilanz geltenden Vorschriften auch auf die 
Aufstellung des Inventars sowie die Aufstellung, 
Prüfung, Vorlegung, Feststellung und Veröffent- 
lichung der Eröffnungsbilanz Anwendung. 
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(2) Für die Eröffnungsbilanz gilt § 1 Absatz 2 
Satz 2 bis 4, Abs. 3 und 4 sinngemäß. 

§ 6 

Feststellung der Eröffnungsbilanz 

Die Eröffnungsbilanz einer Aktiengesellschaft 
oder Kommanditgesellschaft auf Aktien wird durch 
die Hauptversammlung festgestellt. 

§ 7 

Geschäftsjahr 

Endet das am Eingliederungstag laufende Ge- 
schäftsjahr vor dem 1. Januar 1960, so kann der am 
Eingliederungstag beginnende Teil des Geschäfts- 
jahres mit dem folgenden Geschäftsjahr verbunden 
werden. Bei juristischen Personen entscheiden hier- 
über die gesetzlichen Vertreter. 


ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Allgemeine Bewertungsvorschriften 

§ 8 

Allgemeiner Bewertungsgrundsatz 

(1) Vermögensgegenstände dürfen vorbehaltlich 
der §§ 18, 19 höchstens mit dem Wert angesetzt 
werden, der ihnen am Stichtag der Eröffnungs- 
bilanz beizulegen ist. Soweit der in §§ 9 bis 17 be- 
stimmte höchstzulässige Wert niedriger ist, darf 
höchstens dieser Wert angesetzt werden. 

(2) Auf die Eröffnungsbilanz sind § 133 Nr. 1 bis 3 
des Aktiengesetzes, § 42 Nr. 1 des Gesetzes betref- 
fend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung, 
§ 33c Nr. 1 und 2 des Genossenschaftsgesetzes so- 
wie entsprechende Bestimmungen der Satzung (des 
Gesellschaftsvertrags, des Statuts) nicht anzuwen- 
den. 

(3) Für die künftigen Jahresbilanzen gelten die 
in der Eröffnungsbilanz angesetzten Werte als An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten im Sinne der 
in Absatz 2 angeführten gesetzlichen Vorschriften. 

§ 9 

Vermögensgegenstände außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes 

Für Vermögensgegenstände im Ausland, die als 
deutsches Vermögen beschlagnahmt sind, sowie für 
Vermögensgegenstände in Deutschland außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes, über die nicht 
verfügt werden kann, ist vorläufig ein Erinnerungs- 
posten von einer Deutschen Mark anzusetzen, es 
sei denn, daß besondere Gründe einen höheren 
Wertansatz rechtfertigen. 

§ 10 

Erinnerungsposten als Höchstwerte bei der Ein- 
stellung von Kapitalentwertungskonten 

Wird in die Eröffnungsbilanz ein Kapitalentwer- 
tungskonto (§ 21) eingestellt, so ist in den Fällen, 
in denen dieses Gesetz die Ansetzung eines Ver- 


mögensgegenstandes mit einem Erinnerungsposten 
vorschreibt, aber einen höheren Wertansatz aus be- 
sonderen Gründen zuläßt, der Vermögensgegen- 
stand an Stelle des sonst zulässigen Wertes mit dem 
Erinnerungsposten in der Eröffnungsbilanz anzu- 
setzen. 


DRITTER UNTERABSCHNITT 
Besondere Bewertungsvorschriften 
§ 11 

Grundstücke innerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes 

(1) Grundstücke innerhalb des Saarlandes sind 
höchstens mit den Einheitswerten auf den Einglie- 
derungstag anzusetzen. Grundstücke innerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes außerhalb des 
Saarlandes sind höchstens mit dem Einheitswert an- 
zusetzen, der auf den letzten Feststellungszeitpunkt 
vor dem Eingliederungstag festgesetzt worden ist. 

(2) Ist der Wertansatz für ein Grundstück in der 
steuerlichen Franken-Schlußbilanz, umgerechnet in 
Deutsche Mark zum amtlichen Umrechnungskurs am 
Eingliederungstag, höher als der Wert nach Ab- 
satz 1, so kann das Grundstück höchstens mit die- 
sem höheren Wert angesetzt werden. Braucht eine 
steuerliche Franken-Schlußbilanz nicht aufgestellt 
zu werden, so tritt an ihre Stelle die handelsrecht- 
liche Franken-Schlußbilanz. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Grundstücke 
des Anlagevermögens und des Umlaufvermögens. 

§ 12 

Bewegliches Anlagevermögen innerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes 

(1) Bewegliche Gegenstände des Anlagevermö- 
gens innerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge- 
setzes (insbesondere Maschinen, Schiffe, maschinelle 
Anlagen und sonstige Betriebsvorrichtungen, auch 
wenn sie wesentliche Bestandteile eines Grund- 
stücks sind, Werkzeuge und Einrichtungsgegenstän- 
de) sind höchstens mit dem Wert anzusetzen, der 
sich auf der Grundlage der am Eingliederungstag 
im übrigen Bundesgebiet geltenden gewöhnlichen 
Wiederbeschaffungs- oder Herstellungskosten (Neu- 
wert) unter Berücksichtigung der tatsächlichen Ge- 
samtnutzungsdauer im Verhältnis zur bisherigen 
tatsächlichen Nutzung ergibt. 

(2) Für die anteilmäßige Berücksichtigung der 
Gesamtnutzungsdauer gemäß Absatz 1 sind im ein- 
zelnen folgende Grundsätze anzuwenden: 

a) Entspricht die bisherige tatsächliche Nut- 
zung dem Zeitraum, für den steuerliche 
Absetzungen für Abnutzung bei Gegen- 
ständen dieser Art bisher üblich waren 
(betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer), so 
sind die Gegenstände höchstens mit einem 
Drittel des Neuwerts anzusetzen. 

b) Erreicht die bisherige tatsächliche Nutzung 
noch nicht das Ende der betriebsgewöhn- 
lichen Nutzungsdauer, so kann der Betrag 
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von einem Drittel des Neuwerts für jedes 
Jahr, für das solche Absetzungen noch 
möglich gewesen wären, um den Betrag 
erhöht werden, der sich aus einer Teilung 
von zwei Dritteln des Neuwerts durch die 
Gesamtzahl der Jahre der betriebsge- 
wöhnlichen Nutzungsdauer ergibt. Der 
Wertansatz für einen Gegenstand im Sin- 
ne des Satzes 1, bei dem von den An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten nicht 
ausschließlich Absetzungen für Abnutzung 
in gleichen Jahresbeträgen vorgenommen 
worden sind, darf jedoch den zum amt- 
lichen Umrechnungskurs am Eingliede- 
rungstag in Deutsche Mark umgerechneten 
Wert der steuerlichen Franken-Schluß- 
bilanz nur um den Betrag überschreiten, 
der sich als Unterschiedsbetrag zwischen 
dem Wert nach Satz 1 und dem zum amt- 
lichen Umrechnungskurs am Eingliede- 
rungstag in Deutsche Mark umgerechneten 
Wert ergibt, mit dem der Gegenstand in 
der steuerlichen Franken-Schlußbilanz an- 
zusetzen gewesen wäre, wenn von den 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten des 
Gegenstandes ausschließlich Absetzungen 
für Abnutzung in gleichen Jahresbeträgen 
vorgenommen worden wären; § 11 Abs. 2 
Satz 2 gilt entsprechend. Sind Gegenstän- 
de im Sinne von Satz 1 in einem kürze- 
ren Zeitraum als der betriebsgewöhn- 
lichen Nutzungsdauer voll abgeschrieben 
worden, so sind sie höchstens mit einem 
Drittel des Neuwerts anzusetzen. 

c) übersteigt die bisherige tatsächliche Nut- 
zung die betriebsgewöhnliche Nutzungs- 
dauer, so ist der Betrag von einem Drittel 
des Neuwerts um einen den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechenden angemesse- 
nen Abschlag zu kürzen. 

§ 13 

Wertpapiere des Reichs und sonstige Forderungen 
gegen das Reich 

(1) Wertpapiere, die Rechte gegen das Reich oder 
die in § 14 Nr. 2 bis 5 des Umstellungsgesetzes 
vom 20. Juni 1948 aufgeführten Schuldner verbrie- 
fen oder verbrieft haben (einschließlich der im 
Reichsschuldbuch eingetragenen Forderungen gegen 
das Reich), Kriegsschädenforderungen sowie son- 
stige Forderungen gegen das Reich oder die in § 14 
Nr. 2 bis 5 des Umstellungsgesetzes vom 20. Juni 
1948 aufgeführten Schuldner sind vorbehaltlich des 
Absatzes 2 vorläufig mit einem Erinnerungsposten 
von einer Deutschen Mark anzusetzen. Das gleiche 
gilt für etwaige Entschädigungsansprüche auf Grund 
von Demontagen, Reparationsmaßnahmen und ähn- 
lichen Maßnahmen. 

(2) Soweit für die in Absatz 1 bezeichneten Ver- 
mögensgegenstände der Grund für die vorläufige 
Bewertung vor dem Eingliederungstag entfallen ist, 
können sie höchstens mit dem Wert angesetzt wer- 
den, der ihnen in dem Zeitpunkt beizulegen war, 
in dem der Grund für ihre vorläufige Bewertung 


1 entfallen ist. Der Wert ist zum amtlichen Umrech- 
| nungskurs des Zeitpunktes, in dem der Grund für 
: die vorläufige Bewertung weggefallen ist, in Deut- 

' sehe Mark umzurechnen. 

I 

; (3) Absatz 2 gilt sinngemäß, wenn an Stelle von 

I oder im Zusammenhang mit in Absatz 1 bezeichne- 
! ten Vermögensgegenständen andere Vermögens- 
gegenstände, insbesondere Entschädigungen, er- 
langt worden sind. 

§ 14 

Anteile und Wertpapiere des Anlagevermögens 
und Umlaufvermögens 

(1) Anteile an Kapitalgesellschaften (Aktien- 
gesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien, 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung, berg- 
rechtliche Gewerkschaften, Kolonialgesellschaften) 
und Wertpapiere, die keine Anteile an Kapital- 

| gesellschaften verkörpern, können höchstens 

1. mit dem am 31. Dezember 1954 nach § 13 
Abs. 2 oder § 14 des saarländischen Be- 
wertungsgesetzes für den einzelnen An- 
teil oder das einzelne Wertpapier maß- 
j gebenden Wert, umgerechnet in Deutsche 

Mark zum amtlichen Umrechnungskurs 
dieses Tages, angesetzt werden, wenn es 
sich um 

a) Anteile an Kapitalgesellschaften 

b) Wertpapiere von Schuldnern 

mit Sitz im Saarland handelt, die be- 
reits in der Jahresbilanz für das im 
Kalenderjahr 1954 endende Geschäfts- 
jahr ausgewiesen worden sind, 

| 2. mit dem Steuerkurswert vom 31. Dezem- 

I ber 1952 angesetzt werden, wenn es sich 

um 

j a) Anteile an Kapitalgesellschaften 

b) Wertpapiere von Schuldnern 

mit Sitz im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes außerhalb des Saarlandes han- 
delt, die bereits in der Jahresbilanz für 
das im Kalenderjahr 1952 endende Ge- 
schäftsjahr ausgewiesen worden sind. 

(2) Ist für die in Absatz 1 Nr. 2 bezeichneten An- 
teile und Wertpapiere ein Steuerkurswert auf den 
31. Dezember 1952 nicht festgesetzt worden, so 
können sie höchstens mit dem sonstigen, nach § 13 
Abs. 2 oder § 14 des Bewertungsgesetzes für den 
einzelnen Anteil oder das einzelne Wertpapier 
maßgebenden Wert vom 31. Dezember 1952 ange- 
setzt werden. 

(3) Ist der Wertansatz für in den Absätzen 1 und 2 
bezeichnete Anteile und Wertpapiere in der steuer- 
lichen Franken-Schlußbilanz, umgerechnet zum amt- 
lichen Umrechnungskurs am Eingliederungstag in 
Deutsche Mark, höher als der nach Absatz 1 oder 2 
zulässige Höchstwert, so kann höchstens dieser 
höhere Wert angesetzt werden. § 11 Abs. 2 Satz 2 
gilt entsprechend. 
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(4) Soweit 

1. Anteile an Kapitalgesellschaften 

2. Wertpapiere, die keine Anteile an Kapi- 
talgesellschaften verkörpern, von Schuld- 
nern 

mit Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht 
unter die Absätze 1 und 2 fallen, können sie höch- 
stens mit dem zum amtlichen Umrechnungskurs am 
Eingliederungstag in Deutsche Mark umgerechneten 
Wert der steuerlichen Franken-Schlußbilanz ange- 
setzt werden. § 11 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) Ein Anteil an einer Personengesellschaft mit 
Sitz im Saarland kann höchstens mit dem Wert an- 
gesetzt werden, der sich als Kapitalanteil des Ge- 
sellschafters aus der Eröffnungsbilanz dieser Per- 
sonengesellschaft ergibt. Ein Anteil an einer Per- 
sonengesellschaft mit Sitz im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes außerhalb des Saarlandes kann höchstens 
mit dem Betrag angesetzt werden, auf den sich der 
Kapitalanteil des Gesellschafters in der Personen- 
gesellschaft am Stichtag der Jahresbilanz für das 
letzte vor dem Eingliederungstag endende Ge- 
schäftsjahr der Personengesellschaft beläuft. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht für Anteile an 

Gesellschaften und Wertpapiere, die keine Anteile 
an Kapitalgesellschaften verkörpern, wenn sich der 
Sitz der Gesellschaft oder des Schuldners in Berlin, 
die Geschäftsleitung jedoch außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes befindet. Für die Bewer- 
tung dieser Anteile und Wertpapiere gilt § 9. | 

§ 15 

Beteiligungen 

(1) Anteile an Kapitalgesellschaften, die unter § 14 
Abs. 1 oder 2 fallen und eine Beteiligung darstellen, 
können höchstens mit den in den Absätzen 2 und 
3 bestimmten Werten angesetzt werden. Als Be- 
teiligung gelten nur Anteile, deren Nennbeträge 
insgesamt den zehnten Teil des Nennkapitals der 
Kapitalgesellschaft erreichen, sowie Kuxe, deren 
Zahl insgesamt den zehnten Teil der Kuxe der berg- 
rechtlichen Gewerkschaft erreicht. 

(2) Eine Beteiligung, die weniger als ein Viertel 
des Nennkapitals der Kapitalgesellschaft oder der 
Kuxe der bergrechtlichen Gewerkschaft umfaßt, 
kann höchstens mit dem nach § 14 Abs. 1 oder 2 
für den einzelnen Anteil zulässigen Wert zuzüg- 
lich eines Zuschlags in Höhe von fünfzehn vom 
Hundert dieses Werts angesetzt werden. Der Zu- 
schlag beträgt fünfundzwanzig vom Hundert des 
nach § 14 Abs. 1 oder 2 für den einzelnen Anteil 
zulässigen Werts, wenn die Beteiligung mindestens 
ein Viertel, aber weniger als drei Viertel des Nenn- 
kapitals der Kapitalgesellschaft oder der Kuxe der 
bergrechtlichen Gewerkschaft umfaßt. Er beträgt 
vierzig vom Hundert des nach § 14 Abs. 1 oder 2 
für den einzelnen Anteil zulässigen Werts, wenn 
die Beteiligung mindestens drei Viertel des Nenn- ! 
kapitals der Kapitalgesellschaft oder der Kuxe der 
bergrechtlichen Gewerkschaft umfaßt. 

(3) Ist der in der steuerlichen Franken-Schluß- 
bilanz angesetzte Wert, umgerechnet zum amtlichen 


Umrechnungskurs am Eingliederungstag in Deut- 
sche Mark, höher als der nach Absatz 2 zulässige 
Höchstwert, so kann höchstens dieser höhere Wert 
angesetzt werden. § 11 Abs. 2 Satz 2 gilt ent- 
sprechend. 

§ 16 

Eigene Aktien oder Geschäftsanteile 

Eigene Aktien oder Geschäftsanteile dürfen höch- 
stens mit dem nach der Neufestsetzung der Kapital- 
verhältnisse sich ergebenden neuen Nennbetrag an- 
gesetzt werden,- sie dürfen jedoch, wenn der Betrag 
der freien Rücklagen geringer ist, höchstens mit 
diesem Betrag angesetzt werden. Der in § 14 be- 
stimmte Höchstwert darf nicht überschritten werden. 

§ 17 

Sonstiges Anlagevermögen. Umlaufvermögen. 

Posten, die der aktiven Rechnungsabgrenzung 
dienen 

Gegenstände des Anlagevermögens und des Um- 
laufvermögens, soweit sie nicht unter die §§ 9 bis 
16 fallen, und Posten, die der aktiven Rechnungs- 
abgrenzung dienen, sind höchstens mit den zum 
amtlichen Umrechnungskurs am Eingliederungstag 
in Deutsche Mark umgerechneten Werten der steuer- 
lichen Franken-Schlußbilanz anzusetzen. § 11 Abs. 2 
Satz 2 gilt entsprechend. 

§ 18 

Pensionsrückstellungen 

(1) Für die Verpflichtungen aus den bereits am 
Eingliederungstag laufenden Pensionen ist eine 
Rückstellung in Höhe ihres Gegenwartswertes aus- 
zuweisen. Eine am Eingliederungstag laufende Pen- 
sion liegt auch vor, wenn der Berechtigte an die- 
sem Tage die für den Beginn der Zahlung der Pen- 
sion vertraglich vorgesehene Altersgrenze erreicht 
hatte, ihm die Pension aber wegen seiner weiteren 
Tätigkeit noch nicht gezahlt wurde; dies gilt nicht, 
wenn schon bei Bildung der Pensionsrückstellung 
vor dem Eingliederungstag von einer längeren Tä- 
tigkeit des Berechtigten über den Eingliederungs- 
tag hinaus ausgegangen worden ist. Die Passivie- 
rungspflicht für bereits am Eingliederungstag lau- 
fende Pensionen in der Eröffnungsbilanz und in den 
künftigen Jahresbilanzen besteht insoweit nicht, als 
bei vorsichtiger Beurteilung der künftigen Entwick- 
lung des Unternehmens anzunehmen ist, daß die 
Pensionsverpflichtungen aus den Jahreserträgen er- 
füllt werden können; Absatz 3 bleibt unberührt. 

(2) Für die am Eingliederungstag bestehenden 
Anwartschaften auf Pensionen (Versorgungsansprü- 
che von Personen, bei denen der Versorgungsfall 
noch nicht eingetreten ist) braucht in der Eröff- 
nungsbilanz eine Rückstellung nicht ausgewiesen zu 
werden; Absatz 3 bleibt unberührt. 

(3) Eine in der steuerlichen Franken-Schlußbilanz 
ausgewiesene Rückstellung für Pensionsverpflich- 
tungen (einschließlich der Anwartschaften) ist min- 
destens umgerechnet in Deutsche Mark zum amt- 
lichen Umrechnungskurs am Eingliederungstag in 
die Eröffnungsbilanz zu übernehmen. 
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(4) In dem Bericht über die Neufestsetzung (§ 30) 
ist der Fehlbetrag der Rückstellungen anzugeben, 
der sich errechnet, wenn die am Eingliederungstag 
bestehenden Pensionsverpflichtungen (einschließlich 
der Anwartschaften) in Höhe ihres Gegenwarts- 
wertes zurückgestellt werden würden. 

(5) Der Gegenwartswert ist nach den anerkann- 
ten Regeln der Versicherungsmathematik zu berech- 
nen. Als Rechnungszinsfuß sind mindestens drei- 
einhalb vom Hundert zugrunde zu legen. Für die 
am Eingliederungstag bestehenden Anwartschaften 
auf Pensionen, die vor dem 20. November 1947 ent- 
standen sind, kann der Gegenwartswert in der Er- 
öffnungsbilanz und in den künftigen Jahresbilanzen 
unter der Annahme einer erst am 20. November 
1947 gegebenen Pensionszusage berechnet werden. 

§ 19 

Andere Rückstellungen. Verbindlichkeiten. Posten, 
die der passiven Rechnungsabgrenzung dienen 

Rückstellungen, mit Ausnahme der Pensionsrück- 
stellungen, sowie Verbindlichkeiten und Posten, die 
der passiven Rechnungsabgrenzung dienen, sind 
mit den zum amtlichen Umrechnungskurs am Ein- 
gliederungstag in Deutsche Mark umgerechneten 
Werten der steuerlichen Franken-Schlußbilanz an- 
zusetzen. § 11 Abs. 2 Satz 2 gilt sinngemäß. 


DRITTER ABSCHNITT 

Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse von 
Kapitalgesellschaften 

§20 

Endgültige Neufestsetzung 

(1) Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaf- 
ten auf Aktien und Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung haben ihr Grundkapital oder Stammkapital 
(Nennkapital) und ihre Aktien oder Geschäftsan- 
teile (Anteile) in Deutscher Mark neu festzusetzen. 

(2) Das neue Nennkapital ist, wenn nicht von der 
Befugnis des § 21 Gebrauch gemacht wird, in Höhe 
des Betrags des bei der Aufstellung der Eröffnungs- 
bilanz nach Abzug der Schulden sich ergebenden 
Vermögens festzusetzen, soweit der Betrag nicht 
in Rücklage gestellt wird. 

(3) Den Betrag des nach Abzug der Schulden sich 
ergebenden Vermögens, der nicht für das Nennkapital 
in Anspruch genommen, sondern in Rücklage ge- 
stellt wird, haben Aktiengesellschaften und Kom- 
manditgesellschaften auf Aktien der gesetzlichen 
Rücklage, Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
einer besonderen Rücklage zuzuweisen, die nur zum 
Ausgleich von Wertminderungen und zur Deckung 
von sonstigen Verlusten verwendet werden darf. 
Dies gilt nicht, soweit der Betrag nötig ist, um freie 
Rücklagen, die in der Franken-Schlußbilanz ausge- 
wiesen sind, in angemessener Höhe, jedoch höch- 
stens mit dem zum amtlichen Umrechnungskurs am 
Eingliederungstag in Deutsche Mark umgerechneten 
Betrag, einzustellen. Bei der Einstellung von freien 


Rücklagen darf das Verhältnis der in der Franken- 
Schlußbilanz ausgewiesenen gesetzlichen Rücklage 
(Sonderrücklage), soweit diese das Nennkapital 
nicht übersteigt, zu den freien Rücklagen nicht zu- 
ungunsten der gesetzlichen Rücklage verändert 
werden. 

(4) Die Gesellschafter dürfen auf Grund der Neu- 
festsetzung keine Zahlungen erhalten und von der 
Verpflichtung zur Leistung von Einlagen nicht be- 
freit werden? die §§ 56, 84, 85 und 99 des Aktien- 
gesetzes und die §§ 30, 31, 43 und 44 des Gesetzes 
betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung sind sinngemäß anzuwenden. 

§21 

Vorläufige Neufestsetzung durch 
Einstellung eines Kapitalentwertungskontos 

(1) An Stelle einer endgültigen Neufestsetzung 
nach § 20 kann die Neufestsetzung vorläufig in der 
Weise durchgeführt werden, daß das in der Fran- 
ken-Schlußbilanz ausgewiesene Nennkapital mit 
dem im Verhältnis von einer Deutschen Mark für 
je hundert Franken umgerechneten Betrag in die 
Eröffnungsbilanz übernommen und der Unterschied, 
um den der Betrag des Nennkapitals das bei der 
Aufstellung der Eröffnungsbilanz nach Abzug der 
Schulden sich ergebende Vermögen übersteigt, als 
Kapitalentwertungskonto auf der Aktivseite der Er- 
öffnungsbilanz eingestellt wird. 

(2) Das Kapitalentwertungskonto darf nicht höher 
sein als der halbe Betrag des Nennkapitals. Die Bei- 
behaltung einer gesetzlichen Rücklage (Sonder- 
rücklage) oder von freien Rücklagen neben dem 
Kapitalentwertungskonto ist unzulässig. Die Ge- 
sellschaft ist verpflichtet, das Kapitalentwertungs- 
konto innerhalb von drei Geschäftsjahren auszu- 
gleichen. Zur Tilgung sind die jährlichen Rein- 
gewinne zu verwenden, deren anderweitige Ver- 
wendung einschließlich der Einstellung in gesetz- 
liche oder freie Rücklagen unzulässig ist, solange 
das Kapitalentwertungskonto besteht. 

(3) Die Durchführung des Ausgleichs durch Til- 
gung gemäß Absatz 2 gilt als endgültige Neufest- 
setzung. 

§22 

Bezugsrecht 

Wird während des Bestehens eines Kapitalent- 
wertungskontos nach § 21 eine Kapitalerhöhung be- 
schlossen, so ist jedem Anteilseigner auf sein Ver- 
langen ein seinem Anteil an dem bisherigen Nenn- 
kapital entsprechender Teil der neuen Anteile zu- 
zuteilen, es sei denn, daß ein Dritter die Anteile 
übernommen und sich verpflichtet hat, sie den An- 
teilseignern zum Bezüge anzubieten. 

§23 

Bilanzmäßige Rückwirkung der Neufestsetzung 

In der Eröffnungsbilanz sind Nennkapital und 
Rücklagen in der Höhe auszuweisen, wie sie nach 
der Neufestsetzung bestehen sollen. 
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§24 

Wahrung der gesellschaftsrechtlichen und 
vertraglichen Beziehungen 

(1) Das Verhältnis der mit den Anteilen verbun- 
denen Rechte zueinander wird durch die Neufest- 
setzung nicht berührt. 

(2) Der wirtschaftliche Inhalt vertraglicher Be- 
ziehungen der Gesellschaft zu Dritten, die von. der 
Gewinnausschüttung der Gesellschaft, dem Nenn- 
betrag oder Wert ihrer Anteile oder ihres Nenn- 
kapitals oder in sonstiger Weise von den bisherigen 
Kapital- oder Gewinnverhältnissen abhängen, wird 
durch die Neufestsetzung nicht berührt. Gleiches gilt 
für Nebenverpflichtungen der Aktionäre (§ 50 des 
Aktiengesetzes). 

§25 

Nicht volleingezahlte Anteile 

Anteile, auf die die Einlagen nicht in voller Höhe 
geleistet sind, gelten im Verhältnis der Anteile der 
Gesellschafter zueinander für die Neufestsetzung als 
voll eingezahlt. Der Anspruch der Gesellschaft auf 
die ausstehenden Einlagen bleibt unberührt. 

§ 26 

Einziehung von eigenen Anteilen 

(1) Die Hauptversammlung (Gesellschafterver- 
sammlung), die über die Eröffnungsbilanz und die 
Neufestsetzung beschließt, kann die Einziehung 
von eigenen Anteilen beschließen. 

(2) Auf die Einziehung sind die Vorschriften über 
die Kapitalherabsetzung nicht anzuwenden. 

(3) Die Einziehung gilt für die Neufestsetzung als 
bereits am Stichtag der Eröffnungsbilanz erfolgt. 

§ 27 

Mindestnennbeträge nach der Neufestsetzung 

(1) Das Grundkapital einer Aktiengesellschaft 
oder einer Kommanditgesellschaft auf Aktien muß 
nach der Neufestsetzung mindestens hunderttausend 
Deutsche Mark betragen. Dies gilt nicht, wenn die 
Gesellschaft zugleich mit der Neufestsetzung die Er- 
höhung des Grundkapitals auf mindestens hundert- 
tausend Deutsche Mark beschließt, und wenn der 
Kapitalerhöhungsbeschluß zugleich mit der Neufest- 
setzung eingetragen wird. § 55 Abs. 2 bleibt unbe- 
rührt. 

(2) Das Stammkapital einer Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung muß nach der Neufestsetzung 
mindestens zwanzigtausend Deutsche Mark betragen. 
Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt sinngemäß. 

(3) Bei der Neufestsetzung können Aktien auf 
fünfzig oder einhundert Deutsche Mark oder ein 
Vielfaches dieser Beträge gestellt werden; auf fünf- 
zig Deutsche Mark jedoch nur, soweit dies zum Aus- 
gleich von Spitzenbeträgen nötig ist oder soweit der 
auf die Aktien entfallende Betrag einhundert Deut- 
sche Mark nicht erreicht. § 8 Abs. 1 und 3 des 
Aktiengesetzes gilt für die auf fünfzig Deutsche 
Mark gestellten Aktien nicht. 


(4) Geschäftsanteile können auf jeden durch zehn 
Deutsche Mark teilbaren Betrag, müssen jedoch auf 
mindestens fünfzig Deutsche Mark gestellt werden. 
Je zehn Deutsche Mark eines Geschäftsanteils ge- 
währen eine Stimme, soweit der Gesellschaftsvertrag 
nichts anderes bestimmt. 

(5) Eine Verminderung der Zahl der Anteile aus 
Anlaß der Neufestsetzung ist nur zulässig, soweit 
ohne sie der für die Anteile vorgeschriebene Min- 
destnennbetrag nicht eingehalten werden kann. 

(6) Aktien, die nicht auf einhundert Deutsche Mark 
oder ein Vielfaches dieses Betrages lauten, sollen in 
Aktien, die auf einhundert Deutsche Mark oder ein 
Vielfaches von einhundert Deutsche Mark lauten, 
umgetauscht werden. Für die Vereinigung von 
Kleinaktien gelten §§16 bis 19 des Dritten D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes vom 21. Juni 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 297). 

§ 28 

Umwandlung und Neufestsetzung 

(1) Beschließt eine Kapitalgesellschaft spätestens 
zugleich mit der Feststellung der Eröffnungsbilanz 
nach dem Gesetz über die Umwandlung von Kapital- 
gesellschaften vom 12. November 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 844) ihre Umwandlung, so bedarf es 
der Neufestsetzung nach den Vorschriften dieses Ab- 
schnitts nicht; die Eröffnungsbilaniz kann nach den 
für die gewählte neue Rechtsform geltenden Vor- 
schriften aufgestellt werden. Der Umwandlung ist 
eine nach den für die gewählte neue Rechtsform 
geltenden Vorschriften aufgestellte Bilanz zugrunde 
zu legen, deren Stichtag höchstens sechs Monate vor 
dem Tag der Eintragung der Umwandlung Liegt. 

(2) Wird eine Kapitalgesellschaft zugleich mit der 
Neufestsetzung nach dem Aktiengesetz in eine Kapi- 
talgesellschaft anderer Rechtsform umgewandelt, so 
kann die Eröffnungsbilanz nach den für die gewählte 
neue Rechtsform geltenden Vorschriften auf gestellt 
werden. 

§ 29 

Ausgleich nicht getilgter Kapitalentwertungskonten 

(1) Wird ein Kapitalentwertungskonto nicht inner- 
halb der in § 21 Abs. 2 Satz 3 bestimmten Frist 
ausgeglichen, so hat die Hauptversammlung (Gesell- 
schafterversammlung) spätestens bei der Beschluß- 
fassung über den Jahresabschluß des dritten Ge- 
schäftsjahres die Maßnahmen zu beschließen, die 
erforderlich sind, um das Kapitalentwertungskonto 
auf andere Weise als durch Tilgung, insbesondere 
durch Ermäßigung des Nennkapitals, auszugleichen. 
Eine Vermehrung des Vermögens durch neue Ein- 
lagen ist, falls für die Leistung der Einlagen Vor- 
teile gewährt werden oder im Falle der Nichtleistung 
Nachteile eintreten sollen, nur insoweit zulässig, als 
ohne sie der Mindestnennbetrag für Anteile nicht 
eingehalten werden könnte. Sollen Sacheinlagen ge- 
macht werden, so sind §§ 150, 151 Abs. 3, § 155 
Abs. 3 Nr. 2, Abs. 4 des Aktiengesetzes (§ 5 Abs. 4 
des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung) sinngemäß anzuwenden. 
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(2) Die Maßnahmen gemäß Absatz 1 siind unver- 
züglich durchzuführen. Ihre Durchführung gilt als 
endgültige Neufestsetzung. Die für die Neufest- 
setzung geltenden Vorschriften sind auf sie anzu- 
wenden. § 55 Abs. 3 bleibt unberührt. 

(3) Auf eine Ermäßigung des Grundkapitals einer 
Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf 
Aktien finden §§ 1 77, 179 des Aktiengesetzes sinn- 
gemäß Anwendung; dagegen gelten §§ 175, 176, 
178, 180, 181 des Aktiengesetzes nicht. 

(4) Auf eine Ermäßigung des Stammkapitals einer 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung findet § 58 
des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung keine Anwendung. Im Falle der 
Verminderung der Zahl der Geschäftsanteile findet 
§ 179 des Aktiengesetzes sinngemäß Anwendung. 

§ 30 

Bericht über die Neufestsetzung und Prüfung 

Bei Aktiengesellschaften und Kommanditgesell- 
schaften auf Aktien hat der Vorstand (persönlich 
haftende Gesellschafter) zugleich mit der Eröffnungs- 
bilanz einen Bericht aufzustellen und vorzulegen, in 
dem die Vorschläge für die Neufestsetzung zu 
machen und die wesentlichen Umstände darzulegen 
sind, die für die Bewertung der Vermögensgegen- 
stände und für die Vorschläge für die Neufest- 
setzung der Kapitalverhältnisse maßgebend gewesen 
sind. Auf den Bericht sind im übrigen die Vorschrif- 
ten des Aktiemgesetzes über den Geschäftsbericht 
sinngemäß anzuwenden. Die Prüfung durch den Ab- i 
Schlußprüfer hat sich auf die Vorschläge für die 
Neufestsetzung zu erstrecken. Macht die Gesellschaft 
von der Befugnis des § 21 Gebrauch, so haben die 
Prüfer sich auch zu der Frage zu äußern, ob die tat- 
sächlichen Angaben, auf die der Vorstand (persön- 
lich haftende Gesellschafter) seine Annahme grün- 
det, daß das Kapitalentwertungskonto fristgemäß 
ausgeglichen werden kann, richtig und vollständig 
sind. 

§ 31 

Prüfungspflicht bei Aktiengesellschaften 
und Kommanditgesellschaften auf Aktien 

Die Eröffnungsbilanz und die Vorschläge für die 
Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse einer Aktien- 
gesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien 
sind* zu prüfen. Auf die Prüfung finden die für die 
Prüfung des Jahresabschlusses geltenden Vorschrif- 
ten Anwendung. 

§ 32 

Prüfungspflicht bei Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung 

(1) Die Eröffnungsbilanz und die Vorschläge für 
die Neufestsetzung des Stammkapitals einer Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung sind in entsprechen- 
der Anwendung der §§ 135 bis 141 des Aktien- 
gesetzes sowie des § 30 dieses Gesetzes zu prüfen, 
wenn das in der Franken-Schlußbilanz ausgewiesene 
Stammkapital den Betrag von fünfzig Millionen 
Franken oder die in der Franken-Schlußbilanz aus- 


gewiesene Bilanzsumme den Betrag von zweihundert 
Millionen Franken erreicht oder überschreitet. 

(2) Die Prüfer werden von den Geschäftsführern 
bestellt; die Bestellung bedarf der Zustimmung des 
Aufsichtsrats, wenn die Gesellschaft nach gesetz- 
licher Vorschrift oder nach dem Gesellschaftsvertrag 
einen Aufsichtsrat zu bilden hat. 

(3) Zu Prüfern können auch vereidigte Buchprüfej 
bestellt werden. 

§ 33 

Einfache Kapitalmehrheit 

(1) Für den Beschluß der Hauptversammlung über 
die Eröffnungsbilanz, die Einziehung von Aktien 
und die Neufestsetzung genügt die einfache Mehr- 
heit des bei der Beschlußfassung vertretenen Grund- 
kapitals ohne Rücksicht auf die Stimmenzahl. Eines 
Sonderbeschlusses der einzelnen Aktiengattungen 
bedarf es nicht. Dies gilt auch dann, wenn die 
Satzung etwas anderes bestimmt. Für eine zugleich 
mit der Neufestsetzung beschlossene Erhöhung des 
Grundkapitals (§ 27) gelten jedoch die Vorschriften 
des Aktiengesetzes über die Kapitalerhöhung. 

(2) Absatz 1 gilt für die Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung sinngemäß. 

§ 34 

Inhalt der Anmeldung. Prüfung durch das Gericht 

(1) Bei der Anmeldung des Beschlusses über die 
Neufestsetzung sind die festgestellte Eröffnungs- 
bilanz und die Berichte des Vorstandes (der persön- 
lich haftenden Gesellschafter) und des Aufsiichtsrats 
zum Handelsregister des Sitzes der Gesellschaft ein- 
zureichen, Bei der Anmeldung hat der Vorstand 
(persönlich haftende Gesellschafter) zu erklären, daß 
die Beschlüsse über die Eröffnungsbilanz und die 
Neufestsetzung nicht angefochten sind oder die An- 
fechtung rechtskräftig zurückgewiesen ist. 

(2) Absatz 1 gilt für die Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung sinngemäß. Der Anmeldung ist 
eine von den Anmeldenden unterschriebene Liste 
der Gesellschafter beizufügen, aus der Name, Vor- 
name, Stand und Wohnort der Gesellschafter sowie 
ihre Stammeinlagen und die darauf noch zu leisten- 
den Einzahlungen hervorgehen. 

(3) Das Registergericht kann die Eintragung der 
Neufestsetzung auch ablehnen, wenn die Prüfer den 
Bestätigungsvermerk für die Eröffnungsbilanz ver- 
sagt haben. 

(4) Ist die Eröffnungsbilanz einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung nicht geprüft worden, so 
kann das Gericht die Eintragung der Neufestset- 
zung auch ablehnen, wenn die Eröffnungsbilanz 
offensichtlich nicht den gesetzlichen Vorschriften 
entspricht. Auf Antrag einer Minderheit, deren 
Anteile zusammen den zehnten Teil des bisherigen 
Stammkapitals in Franken erreichen, kann das Ge- 
richt die Prüfung der Eröffnungsbilanz anordnen und 
Abschlußprüfer (§ 137 des Aktiengesetzes) bestellen. 
Dem Antrag ist nur stattzugeben, wenn Verdachts- 
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gründe beigebracht werden, daß bei der Aufstellung 
der Eröffnungsbilanz Unredlichkeiten oder grobe 
Verletzungen des Gesetzes oder der Satzung vor- 
gekommen sind. Vor der Anordnung sind die 
Geschäftsführer zu hören. 

§ 35 

Anmeldung und Eintragung der vorläufigen 
Neufestsetzung sowie des Ausgleichs 

(1) Der Vorstand (persönlich haftende Gesell- 
schafter, Geschäftsführer) hat die vorläufige Neu- 
festsetzung nach § 21 zur Eintragung in das Han- 
delsregister anzumelden. 

(2) Die Durchführung des Ausgleichs der Kapital- 
entwertungskonten durch Tilgung nach § 21 Abs. 2 
oder durch andere Maßnahmen nach § 29 ist gleich- 
falls zur Eintragung in das Handelsregister anzu- 
melden. In der Anmeldung hat der Vorstand (per- 
sönlich haftende Gesellschafter, Geschäftsführer) zu 
erklären, in welcher Weise der Ausgleich durch- 
geführt ist. Ist der Ausgleich mittels Vermehrung 
des Vermögens durch neue Einlagen erfolgt, so fin- 
den die Vorschriften des § 28 Abs. 2 und des § 29 
Abs. 1 des Aktiengesetzes sinngemäß Anwendung. 
Der Anmeldung sind außerdem die Jahres- 
abschlüsse, in denen der Ausgleich durchgeführt ist, 
bei Aktiengesellschaften und Kommanditgesell- 
schaften auf Aktien die Berichte des Vorstandes 
(der persönlich haftenden Gesellschafter) und des 
Aufsichtsrats beizufügen. Auf die Anmeldung fin- 
den § 295 Abs. 1 und 2, § 304 des Aktiengesetzes 
sowie § 82 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 und 3 des Gesetzes 
betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung Anwendung. 

§ 36 

Umtausch von Aktien 

(1) Bevor die Neufestsetzung in das Handels- 
register eingetragen ist, dürfen die auf Franken 
lautenden Aktien nicht umgetauscht oder abgestem- 
pelt werden. Nach der Eintragung der Neufest- 
setzung hat die Gesellschaft unverzüglich zum Um- 
tausch oder zur Abstempelung aufzufordern. Die 
Gesellschaft hat die Aktien für kraftlos zu erklären, 
die trotz Aufforderung nicht bei ihr eingereicht 
worden sind. Gleiches gilt für eingereichte Aktien, 
wenn sie die zum Ersatz durch neue Aktien nötige 
Zahl nicht erreichen und der Gesellschaft nicht zur 
Verwertung für Rechnung der Beteilgten zur Ver- 
fügung gestellt sind. 

(2) In der Aufforderung zur Einreichung der Ak- 
tien hat die Gesellschaft die Kraftloserklärung nach 
Ablauf der Einreichungsfrist anzudrohen; das Ende 
der Einreichungsfrist ist in der Aufforderung anzu- 
geben. Die Aufforderung ist in den Gesellschafts- 
blättern bekanntzumachen. Die Einreichungsfrist 
soll nicht früher als drei Monate nach der Bekannt- 
machung der Aufforderung im Bundesanzeiger en- 
den. Sie soll sich nicht über ein Jahr nach der Ein- 
tragung hinaus erstrecken. 

(3) Die Kraftloserklärung geschieht durch Be- 
kanntmachung im Bundesanzeiger. Sie soll auch in 


den anderen Gesellschaftsblättern bekanntgemacht 
werden. In der Bekanntmachung sind die für kraft- 
los erklärten Aktien nach ihren Merkmalen, insbe- 
sondere der Stücknummer, zu bezeichnen. Mit den 
an Stelle der für kraftlos erklärten Aktien auszu- 
gebenden neuen Aktien ist nach § 67 Abs. 3 des 
Aktiengesetzes, soweit Spitzenbeträge verbleiben, 
nach § 179 Abs. 3 des Aktiengesetzes zu verfahren. 

(4) Werden Mehrstimmrechtsaktien umgetauscht, 
so bedarf die Ausgabe der neuen Aktien keiner 
Genehmigung nach § 12 Abs. 2 des Aktiengesetzes, 
wenn das Verhältnis von Stimmenzahl und Nenn- 
betrag unverändert bleibt oder sich zuungunsten 
der Stimmenzahl verändert. 

(5) Das Registergericht kann nach der Eintragung 
der Neufestsetzung die Vorstandsmitglieder zur 
Durchführung des Umtausches oder zur Abstempe- 
lung durch Ordnungsstrafen anhalten. Der Vorstand 
und der Vorsitzer des Aufsichtsrats oder sein Stell- 
vertreter haben die Durchführung zur Eintragung in 
das Handelsregister anzumelden. 

§37 

Durchführung der Neufestsetzung von 
Geschäftsanteilen 

Bevor die Neufestsetzung in das Handelsregister 
eingetragen ist, dürfen die sich aus ihr ergebenden 
neuen Geschäftsanteile nicht gebildet werden. Wer- 
den im Falle der Verminderung der Zahl der Ge- 
schäftsanteile der Gesellschaft Anteile nicht zur 
Verwertung für Rechnung der Beteiligten zur Ver- 
fügung gestellt, so sind die an Stelle der bisherigen 
Geschäftsanteile zu bildenden neuen Geschäfts- 
anteile für Rechnung der Beteiligten durch die Ge- 
sellschaft im Wege der öffentlichen Versteigerung 
zu verkaufen. Der Erlös ist den Beteiligten nach 
Abzug der Kosten auszuzahlen, oder, wenn ein 
Recht zur Hinterlegung besteht, zu hinterlegen. 

§38 

Verlust des halben Nennkapitals 

Ist eine vorläufige Neufestsetzung (§ 21) im 
Handelsregister eingetragen, so ist der Vorstand 
(persönlich haftende Gesellschafter, Geschäftsführer) 
wegen eines Verlustes des Nennkapitals, der sich 
bei der Aufstellung der Eröffnungsbilanz ergibt, für 
die Zeit, die nach § 21 Abs. 2 Satz 3 zum Ausgleich 
der Kapitalentwertungskonten vorgesehen ist,* von 
der Pflicht zur Einberufung einer Hauptversamm- 
lung (Gesellschafterversammlung) nach § 83 Abs. 1 
des Aktiengesetzes, § 49 des Gesetzes betreffend 
die Gesellschaften mit beschränkter Haftung befreit. 

§39 

Unbillige Härte als Anfechtungsgrund 

(1) Der Vorstand, Mitglieder des Vorstandes oder 
des Aufsichtsrats können die Anfechtung der Be- 
schlüsse der Hauptversammlung einer Aktiengesell- 
schaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien über 
die Eröffnungsbilanz, die Einziehung von Aktien 
(§ 26) und die Neufestsetzung auch darauf stützen, 
daß die Beschlüsse eine offenbar unbillige, vermeid- 
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bare Härte für die Aktionäre oder die Inhaber ein- 
zelner Aktiengattungen enthalten. 

(2) Aktionäre sind zur Anfechtung aus dem im 
Absatz 1 genannten Grunde befugt, wenn ihre An- 
teile zusammen den zwanzigsten Teil des Grund- 
kapitals erreichen. Ein in der Hauptversammlung 
nicht erschienener Aktionär mit Wohnsitz (Sitz) 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes ist 
hierbei, auch ohne daß die Voraussetzungen des 
§ 198 Abs. 1 Nr. 2 des Aktiengesetzes vorzuliegen 
brauchen, zur Anfechtung befugt, wenn er aus son- 
stigen Gründen am Erscheinen verhindert ist. 

§ 40 

Spruchstelle 

(1) Die Anfechtung geschieht statt durch Klage 
(§ 197 des Aktiengesetzes) durch Anrufung einer 
beim Landgericht zu errichtenden Spruchstelle. Die 
Spruchstelle entscheidet in der Besetzung mit einem 
Richter als Vorsitzendem und zwei sachverständi- 
gen Laienbeisitzern. Die Justizverwaltung des Saar- 
landes trifft die näheren Vorschriften über die Er- 
richtung, örtliche Zuständigkeit und Zusammen- 
setzung der Spruchstelle, namentlich über ihre Be- 
setzung mit sachverständigen Laienbeisitzern. Sie 
kann eine beim Landgericht bestehende Kammer 
für Handelssachen als Spruchstelle bestimmen. 

(2) über die Anfechtung wird im Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit entschieden. 

(3) Gegen die Entscheidung der Spruchstelle fin- 
det das Rechtsmittel der sofortigen Beschwerde 
statt, über die ein Zivilsenat des Oberlandes- 
gerichts als Spruchstelle entscheidet. Die Entschei- 
dung des Oberlandesgerichts ist mit der weiteren 
Beschwerde nicht anfechtbar. 

(4) Erachtet die Spruchstelle die Anfechtung für 
begründet, so kann sie die Beschlüsse für nichtig 
erklären oder sie ändern. 

(5) Die Spruchstellen entscheiden nach billigem 

Ermessen, wer die Kosten des Verfahrens zu tragen 
hat; im übrigen gelten nach § 32 Abs. 1, 3 der 
Ersten Durchführungsverordnung zum Aktiengesetz 
vom 29. September 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1026) 
entsprechend. Von dem Antragsteller ist ein vom 
Vorsitzenden zu bemessender Gebührenvorschuß 
zu erheben. § 8 der Kostenordnung gilt ent- 

sprechend. 

(6) Die Entscheidung der Spruchstelle wird mit 
ihrer Rechtskraft wirksam. 

(7) Die Spruchstelle bestimmt, ob und in welchem 
Umfang die rechtskräftige Entscheidung in den Ge- 
sellschaftsblättern zu veröffentlichen ist. 

§ 41 

Anfechtungsklage gegen eine Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung 

(1) Beschlüsse der Gesellschafterversammlung 
einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung über 
die Eröffnungsbilanz, die Einziehung von eigenen 


Anteilen und die Neufestsetzung der Kapitalver- 
hältnisse können nur innerhalb eines Monats nach 
der Beschlußfassung angefochten werden. 

(2) Im übrigen gelten §§ 39, 40 sinngemäß. 

§ 42 

Verschmelzung und Umwandlung 

(1) Verschmelzungen können nicht vorgenommen 
werden, bevor die aufnehmende Gesellschaft ihr 
Nennkapital nach den Vorschriften dieses Ab- 
schnitts neu festgesetzt hat. 

(2) Umwandlungen nach dem Aktiengesetz kön- 
nen frühestens gleichzeitig mit der Neufestsetzung 
der Kapitalverhältnisse nach den Vorschriften die- 
ses Abschnittes beschlossen und in das Handels- 
register eingetragen werden. 


VIERTER ABSCHNITT 

Neufestsetzung der Geschäftsguthaben und 
Geschäftsanteile von eingetragenen 
Genossenschaften 

§ 43 

Neufestsetzung 

Eingetragene Genossenschaften haben spätestens 
bei der Beschlußfassung über die Feststellung der 
Eröffnungsbilanz die Geschäftsguthaben und die 
Geschäftsanteile in Deutscher Mark festzusetzen. 

§ 44 

Neufestsetzung der Geschäftsguthaben 

(1) Geschäftsguthaben sind nach Maßgabe des 
aus der Eröffnungsbilanz nach Abzug der Schulden 
sich ergebenden Vermögens neu festzusetzen. 

(2) übersteigt das Vermögen der Genossenschaft 
nicht den zum amtlichen Umrechnungskurs am Ein- 
gliederungstag in Deutsche Mark umgerechneten Ge- 
samtbetrag der in der Franken-Schlußbilanz ausge- 
wiesenen Geschäftsguthaben, so sind die Geschäfts- 
guthaben in Höhe des Vermögens neu festzusetzen. 

(3) übersteigt das Vermögen der Genossenschaft 
den zum amtlichen Umrechnungskurs am Eingliede- 
rungstag in Deutsche Mark umgerechneten Gesamt- 
betrag der in der Franken-Schlußbilanz ausgewiese- 
nen Geschäftsguthaben, so ist der darüber hinaus- 
gehende Teil des Vermögens bis zur Höhe des zum 
amtlichen Umrechnungskurs am Eingliederungstag 
in Deutsche Mark umgerechneten Betrages des in 
der Franken-Schlußbilanz ausgewiesenen Reserve- 
fonds (§ 7 Nr. 4 des Genossenschaftsgesetzes) in den 
Reservefonds einzustellen. 

(4) Der alsdann noch verbleibende Teil des Ver- 
mögens kann zu einer höheren Festsetzung der Ge- 
schäftsguthaben, zur Einstellung in den gesetzlichen 
Reservefonds oder zur Bildung sonstiger Reserven 
verwandt werden. Er ist so zu verwenden, daß der 
gesetzliche Reservefonds zu den sonstigen Reserven 
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und die Reserven insgesamt zu den Geschäftsgut- 
haben nicht in einem ungünstigeren Verhältnis als 
in der Franken-Schlußbilanz stehen. 

§ 45 

Geschäftsanteile und Haftsummen 

(1) Die Geschäftsanteile sind in demselben Ver- 
hältnis wie die Geschäftsguthaben neu festzusetzen. 
Sie müssen mindestens eine Deutsche Mark betra- 
gen und auf volle Deutsche Mark lauten. Ergibt die 
Neufestsetzung der Geschäftsguthaben für die Ge- 
schäftsanteile einen geringeren als den in Satz 2 
genannten Betrag oder lauten die Geschäftsanteile 
nicht auf volle Deutsche Mark, so sind sie auf die- 
sen Betrag zu erhöhen oder auf volle Deutsche 
Mark aufzurunden. 

(2) Bei Genossenschaften mit beschränkter Haft- 
pflicht ist die im Statut festgesetzte Haftsumme neu 
festzusetzen; § 131 Abs. 1 des Genossenschaftsge- 
setzes ist anzuwenden. Die Haftsumme darf nicht 
geringer sein als der Betrag, der sich bei Umrech- 
nung des bisherigen Betrages zum amtlichen Um- 
rechnungskurs am Eingliederungstag in Deutsche 
Mark ergeben würde. 

§ 46 

Stimmenmehrheit 

Für den Beschluß der Generalversammlung, durch 
den die Geschäftsguthaben, die Geschäftsanteile 
und die Haftsummen neu festgesetzt werden, ge- 
nügt die einfache Mehrheit der abgegebenen Stim- 
men, auch wenn das Statut etwas anderes bestimmt. 

§ 47 

Anwendung von Vorschriften des 
Dritten Abschnitts 

(1) Auf die Neufestsetzung von Geschäftsgutha- 
ben und Geschäftsanteilen von Genossenschaften 
finden §§ 23, 24, 34 Abs. 1 und 3, §§ 39, 40 sinnge- 
mäß Anwendung. 

(2) Die Eröffnungsbilanz ist, bevor sie der Gene- 
ralversammlung vorgelegt wird, zu prüfen. Die Prü- 
fung hat sich auch auf die Vorschläge für die Neu- 
festsetzung der Geschäftsguthaben, der Geschäfts- 
anteile und der Haftsummen zu erstrecken. Auf die 
Prüfung finden §§ 55 bis 62 des Genossenschafts- 
gesetzes Anwendung. 

§ 48 

Verschmelzung von Genossenschaften 

Verschmelzungen von Genossenschaften können 
nicht vorgenommen werden, bevor die überneh- 
mende Genossenschaft die Geschäftsguthaben und 
die Geschäftsanteile neu festgesetzt hat. 

§ 49 

Ausscheiden von Genossen 

(1) Die Verbindung eines zwischen dem 1. Januar 
1959 und dem Tag vor dem Eingliederungstag ab- 


laufenden Geschäftsjahres mit dem bis zum Tag vor 
dem Eingliederungstag ablaufenden Teil des neuen 
Geschäftsjahres sowie die Verbindung des am Ein- 
gliederungstag beginnenden Rumpf geschäftsjahres 
mit dem darauffolgenden Geschäftsjahr auf Grund 
der §§ 2, 7 ändern nicht den Zeitpunkt des Ausschei- 
dens eines Genossen zum Schluß des bisherigen Ge- 
schäftsjahres. Der Auseinandersetzung des Genossen 
mit der Genossenschaft ist, wenn das bisherige Ge- 
schäftsjahr, zu dem sein Ausscheiden erfolgt, in dei 
Zeit vom 1. Januar 1959 bis zum Tag vor dem Ein- 
gliederungstag endet, die Franken-Schlußbilanz, 
wenn es nach diesem Zeitpunkt endet, die erste 
Jahresbilanz in Deutscher Mark zugrunde zu legen. 

(2) In Abweichung von § 73 Abs. 2 Satz 2 des 
Genossenschaftsgesetzes kann, wenn der Auseinan- 
dersetzung eine der im Absatz 1 aufgeführten Bi- 
lanzen zugrunde zu legen ist, ein ausgeschiedener 
Genosse die Auszahlung seines Geschäftsguthabens 
erst einen Monat nach Ablauf der Frist zur Fest- 
stellung der maßgebenden Bilanz verlangen. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Steuern. Gebühren 

§ 50 

Steuern 

(1) Die aus der Eröffnungsbilanz und der Neufest- 
setzung sich ergebenden zahlenmäßigen Verände- 
rungen im Vermögen der in § 3 bezeichneten na- 
türlichen und juristischen Personen und deren Ge- 
sellschafter begründen für die Steuern vom Ein- 
kommen und Ertrag keine Steuerpflicht. 

(2) Die aus der Neufestsetzung sich ergebenden 
zahlenmäßigen Veränderungen im Vermögen der 
in § 20 bezeichneten Gesellschaften und deren Ge- 
sellschafter und im Vermögen der Genossenschaften 
und deren Genossen unterliegen nicht den Steuern 
vom Kapitalverkehr. 

(3) Wird in den Fällen des § 21 ein Kapitalent- 
wertungskonto in die Eröffnungsbilanz eingestellt, 
so sind die zu seiner Tilgung verwandten Beträge 
bei der Ermittlung des Einkommens nicht abzugs- 
fähig. Die Verwendung von Gewinnen zur Tilgung 
eines Kapitalentwertungskontos begründet bei den 
Gesellschaftern für die Steuern vom Einkommen 
und Ertrag, bei der Gesellschaft für die Kapitalver- 
kehrsteuer keine Steuerpflicht. 

(4) In der den Steuerbehörden vorzulegenden 
Eröffnungsbilanz sind die vorläufig, mit einem 
Erinnerungsposten angesetzten Vermögensgegen- 
stände sowie die Wertansätze, die sich auf ein 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes be- 
triebenes Gewerbe beziehen, gesondert auszuwei- 
sen. 

(5) Für Verluste aus Veranlagungszeiträumen, die 
vor dem Eingliederungstag geendet haben, ist bei 
der Veranlagung zur Einkommensteuer und Körper- 
schaftsteuer für Veranlagungszeiträume, die nach 
dem Eingliederungstag enden, ein Verlustabzug 
(§ lOd des Einkommensteuergesetzes) nicht zulässig. 
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Das gilt jedoch nicht, wenn von der Möglichkeit, 
gemäß § 11 Abs. 1, §§ 12, 14 Abs. 1 und 2, §§ 15, 
16, 51 Abs. 3 und 7 für Vermögensgegenstände hö- 
here Werte in der steuerlichen Eröffnungsbilanz 
anzusetzen, als sich bei Umrechnung der Werte der 
steuerlichen Franken-Schlußbilanz in Deutsche 
Mark zum amtlichen Umrechnungskurs am Einglie- 
derungstag ergeben, nicht Gebrauch gemacht wird. 
In diesem Fall können im Rahmen des § lOd des 
Einkommensteuergesetzes die zum amtlichen Um- 
rechnungskurs am Eingliederungstag in Deutsche 
Mark umgerechneten Verluste aus vor dem Einglie- 
derungstag endenden Veranlagungszeiträumen be- 
rücksichtigt werden. Für Verluste im Sinne des 
Satzes 1 aus einer Betriebsstätte im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes außerhalb des Saarlandes ist der 
Verlustabzug (§ lOd des Einkommensteuergesetzes) 
in jedem Fall zulässig. Die Sätze 1 bis 4 gelten für 
die Gewerbesteuer sinngemäß. 

§ 51 

Steuerliche Ausgangswerte 

(1) Die für die einzelnen Vermögensgegenstände 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes in die Er- 
öffnungsbilanz eingestellten Werte sind auch für 
die Steuern vom Einkommen und Ertrag als Aus- 
gangswerte zugrunde zu legen. Sind besondere 
Wertansätze, für die steuerliche Eröffnungsbilanz 
bestimmt, so sind diese Werte als Ausgangswerte 
maßgebend. 

(2) Unterhält ein Unternehmen mit Hauptnieder- 
lassung (Sitz) im Saarland eine Betriebsstätte im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes außerhalb des 
Saarlandes, so sind die Vermögensgegenstände die- 
ser Betriebsstätte in der steuerlichen Eröffnungs- 
bilanz mit dem Wert anzusetzen, der sich aus der 
auf den Tag vor dem Eingliederungstag aufgestell- 
ten steuerlichen Schlußbilanz der Betriebsstätte er- 
gibt. Braucht eine steuerliche Schlußbilanz nicht auf- 
gestellt zu werden, so tritt an ihre Stelle die han- 
delsrechtliche Schlußbilanz. Die Sätze 1 und 2 gelten 
entsprechend, wenn ein ständiger Vertreter im 
Sinne des § 49 Abs. 1 Ziff. 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes bestellt war. 

(3) Ein Anteil an einer Personengesellschaft mit 
Sitz im Saarland ist in der steuerlichen Eröffnungs- 
bilanz mit dem Wert anzusetzen, der sich als Kapi- 
talanteil des Gesellschafters aus der steuerlichen 
Eröffnungsbilanz dieser Personengesellschaft ergibt. 
Ein Anteil an einer Personengesellschaft mit Sitz 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes außerhalb des 
Saarlandes ist in der steuerlichen Eröffnungsbilanz 
mit dem Wert anzusetzen, der sich als Kapitalanteil 
des Gesellschafters in einer auf den Tag vor dem 
Eingliederungstag aufzustellenden steuerlichen 
Schlußbilanz dieser Personengesellschaft ergeben 
würde. 

(4) Rücklagen, die in der steuerlichen Franken- 
Schlußbilanz ausgewiesen sind und bei ihrer Bil- 
dung den steuerlichen Gewinn gemindert haben, 
sind in der steuerlichen Eröffnungsbilanz mit dem 
zum amtlichen Umrechnungskurs am Eingliede- 
rungstag in Deutsche Mark umgerechneten Betrag 
der steuerlichen Franken-Schlußbilanz anzusetzen. 


Die Rücklagen sind nach den bei ihrer Bildung maß- 
gebenden Grundsätzen aufzulösen. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sowie die §§ 8 bis 19, 
§ 50 Abs. 1, 4 und 5 sind bei den Steuern vom Ein- 
kommen und Ertrag für die auf den Eingliederungs- 
tag aufzustellende steuerliche Bilanz der Steuer- 
pflichtigen, die nicht unter § 3 dieses Gesetzes fal- 
len, aber ihren Gewinn nach § 4 Abs. 1 oder § 5 
des Einkommensteuergesetzes durch Bestandsver- 
gleich ermitteln, vorbehaltlich des Absatzes 6 sinn- 
gemäß anzuwenden; hierbei ist bei der Anwen- 
dung des § 50 Abs. 5 Satz 2 in die dort aufgeführ- 
ten Vorschriften, die den Verlustabzug ausschlie- 
ßen, Absatz 6 mit einzubeziehen. 

(6) Bei Steuerpflichtigen, die Einkünfte aus Land- 
und Forstwirtschaft im Sinne des § 13 des Einkom- 
mensteuergesetzes beziehen und den Gewinn nach 
§ 4 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes durch Be- 
standsvergleich ermitteln, gilt folgendes: 

1. Auf Gebäude, die im Einheitswert eines 
Betriebs enthalten sind, der bei der für 
den Eingliederungstag maßgebenden Ein- 
heitswertfestsetzung als land- und forst- 
wirtschaftliches Vermögen bewertet wor- 
den ist, ist § 11 mit der Maßgabe anzu- 
wenden, daß vorbehaltlich der Nummern 
2 und 3 an Stelle des Einheitswerts nach 
§ 11 Abs. 1 die folgenden Hundertsätze 
des Einheitswerts treten, wobei Zuschläge 
im Sinne des § 40 Ziff. 1 des Bewertungs- 
gesetzes unberücksichtigt bleiben: 

a) Gebäude eines Betriebs, der bei der für 
den Eingliederungstag maßgebenden Ein- 
heitswertfeststellung als landwirtschaft- 
licher Betrieb bewertet worden ist, 

bei einem Hektarsatz Hundertsatz 

von vom Einheitswert 


über 


3 

000 

40 

2 501 

bis 

3 

000 

45 

2 001 

bis 

2 

500 

50 

1 601 

bis 

2 

000 

55 

1 201 

bis 

1 

600 

60 

801 

bis 

1 

200 

65 


bis 


800 

70, 


b) Gebäude eines Betriebs, der bei der für 
den Eingliederungstag maßgebenden Ein- 
heitswertfeststellung als forstwirtschaft- 
licher Betrieb bewertet worden ist, 


bei einer Hundertsatz 

Betriebsgröße vom Einheitswert 


bis 300 Hektar 


von 301 

bis 1 000 Hektar 


über 1 000 Hektar 


15, jedoch 
höchstens 
25 000 Deut- 
sche Mark 

10, jedoch 
höchstens 
40 000 Deut- 
sche Mark 
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c) Gebäude eines Betriebs, der bei der für 
den Eingliederungstag maßgebenden Ein- 
heitswertfeststellung als Weinbaubetrieb 
bewertet worden ist, 

Hundertsatz 
vom Einheitswert 


30, 

d) Gebäude eines Betriebs, der bei der für 
den Eingliederungstag maßgebenden Ein- 
heitswertfeststellung als gärtnerischer Be- 
trieb gewertet worden ist, 

Betriebsart Hundertsatz 

vom Einheitswert 

Gemüsebau 20 

sonstige Betriebe 30. 

2. Gebäude eines Betriebs, der bei der für 
den Eingliederungstag maßgebenden Ein- 
heitswertfeststellung als übriges land- 
und forstwirtschaftliches Vermögen be- 
wertet worden ist, und Gebäude, die zu 
einem Abbauland gehören, sind höchstens 
mit dem zum amtlichen Umrechnungskurs 
am Eingliederungstag in Deutsche Mark 
umgerechneten Wert der steuerlichen 
Franken-Schlußvermögensübersicht anzu- 
setzen. 

3. Sind bei der für den Eingliederungstag 
maßgebenden Feststellung des Einheits- 
werts eines in Nummer 1 genannten Be- 
triebs Teile des Betriebs im Sinne der 
§§ 13, 19, 23 oder 28 der Durchführungs- 
verordnung zum Bewertungsgesetz geson- 
dert bewertet worden, so sind die Höchst- 
werte der Gebäude in entsprechender An- 
wendung der Nummer 1 für jeden Teil 
des Betriebs gesondert auf der Grundlage 
des auf ihn entfallenden anteiligen Ein- 
heitswertes und unter Anwendung des für 
die Nutzungsart maßgebenden Hundert- 
satzes zu ermitteln. Gebäude eines Teils 
des Betriebs, der, losgelöst von der Zu- 
gehörigkeit zu diesem Betrieb, zum übri- 
gen land- und forstwirtschaftlichen Ver- 
mögen gehören würde, und Gebäude, die 
zu einem Abbauland gehören, sind höch- 
stens mit dem in Nummer 2 genannten 
Wert anzusetzen. 

4. Bei Tieren ist § 12 nur auf besonders 
wertvolle Tiere, z. B. Zuchttiere anzuwen- 
den. Der übrige Viehbestand ist mit dem 
zum amtlichen Umrechnungskurs am Ein- 
gliederungstag in Deutsche Mark umge- 
rechneten Wert der steuerlichen Franken- 
Schlußvermögensübersicht anzusetzen. 

5. Soweit für Gebäude und bewegliches An- 
lagevermögen bei der für den Eingliede- 
rungstag maßgebenden Einheitswertfest- 
stellung Zuschläge im Sinne des § 40 
Ziff. 1 des Bewertungsgesetzes gemacht 
worden sind, sind die durch die Zuschläge 
erfaßten Vermögensgegenstände nicht 


nach den Nummern 1 bis 4 zu bewerten, 
sondern bis zur Höhe des auf sie entfal- 
lenden Teils der Zuschläge anzusetzen. 

(7) Bei Steuerpflichtigen, die Einkünfte aus einem 
Betrieb beziehen, der bei der für den Eingliede- 
rungstag maßgebenden Einheitswertfeststellung als 
land- und forstwirtschaftliches Vermögen bewertet 
worden ist, und die den Gewinn nach § 5 des Ein- 
kommensteuergesetzes ermitteln, sind die Vorschrif- 
ten des Absatzes 6 entsprechend anzuwenden. Der 
Wert des Grund und Bodens eines Betriebs, der bei 
der für den Eingliederungstag maßgebenden Ein- 
heitswertfeststellumg als land- und forstwirtschaft- 
liches Vermögen bewertet worden ist, ist höchstens 
mit dem zum amtlichen Umrechnungskurs am Ein- 
gliederungstag in Deutsche Mark umgerechneten 
Wert der steuerlichen Franken-Schlußbilanz anzu- 
setzen. Ist der Wert, der dem Grund und Boden am 
Stichtag der Eröffnungsbilanz beizulegen ist, niedri- 
ger, so ist höchstens dieser Wert anzusetzen. 

§ 52 

Gebühren 

(1) Gerichtsgebühren und notarielle Beurkundungs- 
gebühren, die anläßlich der Feststellung der Eröff- 
nungsbilanz und der Neufestsetzung nach diesem 
Gesetz entstehen, werden auf die Hälfte ermäßigt; 
übersteigt die Gebühr für die Beurkundung von Ver- 
sammlungsbeschlüssen (§ 47 der Kostenordnung) 
zweitausend Deutsche Mark, so ermäßigt sich außer- 
dem der zweitausend Deutsche Mark übersteigende 
Betrag der nach Halbsatz 1 berechneten Gebühr auf 
ein Viertel. 


(3) Wird ein Beschluß, für dessen Beurkundung 
die Gebühren nach Absatz 1 zu ermäßigen sind, zu- 
gleich mit anderen nicht unter Absatz 1 fallenden 
Beschlüssen beurkundet, angemeldet oder eingetra- 
gen und ist dafür eine einheitliche Gebühr zu er- 
heben, so wird nur der Teilbetrag der Gesamtgebühr 
auf die Hälfte ermäßigt, der die Gebühr, die für das 
nicht unter Absatz 1 fallende Geschäft bei gesonder- 
ter Vornahme zu erheben wäre, übersteigt. 

(4) Die Ermäßigung erstreckt sich nicht auf die 
Zusatzgebühr für Geschäfte außerhalb der Gerichts- 
stelle, an Sonn- und Feiertagen und zur Nachtzeit 
sowie für fremdsprachliche Erklärungen {§§ 58, 59 
der Kostenordnung); die Gebühr für die Beurkun- 
dung außerhalb der Gerichtsstelle darf jedoch den 


(2) Die Ermäßigung gilt auch für die Gebühren, 
die bei einer Umwandlung von Gesellschaften ent- 
stehen, sofern die Umwandlung nicht später als die 
Neufestsetzung beschlossen wird und nach der Er- 
öffnungsbilanz das Nennkapital hunderttausend 
Deutsche Mark nicht erreicht oder das übertragene 
Reinvermögen der Aktiengesellschaft oder der Kom- 
manditgesellschaft auf Aktien hunderttausend Deut- 
sche Mark oder das übertragene Reinvermögen der 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung zwaruzigtau- 
send Deutsche Mark nicht erreicht. Die Ermäßigung 
erstreckt sich nicht auf die Gebühren, die anläßlich 
des Ausgleichs eines Kapitalentwertungskontos 
(§ 29) erwachsen. 
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Betrag der für das Geschäft selbst zu erhebenden 
(ermäßigten) Gebühr nicht übersteigen. 

(5) Zuschläge, die auf Grund landesrechtlicher Vor- 
schriften zu den Gerichts- und Notargebühren zu er- 
heben sind, werden von der ermäßigten Gebühr be- 
rechnet, in den Höchstbetrag aber nicht einbezogen. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Sonstige Vorschriften 

§ 53 

Ausnahmen 

§§ 20 bis 41, 43 bis 49, 55 sind nicht anzuwenden 
auf aufgelöste Aktiengesellschaften, Kommandit- 
gesellschaften auf Aktien, Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung und eingetragene Genossen- 
schaften. 

§ 54 

Änderungen des Nennkapitals und der 
Geschäftsanteile und Haftsummen 

(1) Kapitalerhöhungen und Kapitalherabsetzungen 
in Franken, die erst nach dem Eingliederungstag 
wirksam werden (§§ 156, 177 des Aktiengesetzes, 
§§ 57, 58, 54 Abs. 3 des Gesetzes betreffend die Ge- 
sellschaften mit beschränkter Haftung), gelten für 
die Neufestsetzung als bereits am Eingliederungstag 
eingetreten. 

(2) Kapitalerhöhungen und Kapitalherabsetzungen 
in Deutscher Mark können frühestens zugleich mit 
der Neufestsetzung des Nennkapitals beschlossen 
und in das Handelsregister eingetragen werden. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Erhöhungen 
und Herabsetzungen der Geschäftsanteile und der 
Haftsummen bei eingetragenen Genossenschaften 
entsprechend. 

§ 55 

Auflösung 

(1) Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaf- 
ten auf Aktien und Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung, die den Beschluß über die Neufestsetzung 
ihrer Kapitalverhältnisse nach dem Dritten Abschnitt 
nicht bis zum 30. Juni 1961 beim Registergericht zur 
Eintragung in das Handelsregister angemeldet 
haben, sind mit dem Ablauf dieses Tages aufgelöst. 
Ist der Beschluß über die Neufestsetzung vor dem 
30. Juni 1961 angefochten worden, so tritt an die 
Stelle des 30. Juni 1961 der sechs Monate nach dem 
Tage der Rechtskraft der Entscheidung liegende Tag. 

(2) Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaf- 
ten auf Aktien und Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung, deren Nennkapital nach der Neufestset- 
zung auf weniger als die nach § 27 Abs. 1, 2 zulässi- 
gen Mindestnennbeträge lautet und die eine Erhö- 
hung des Nennkapitals beschlossen haben, sind 
außerdem mit Ablauf des 31. Dezember 1961 auf- 
gelöst, wenn nicht die Erhöhung des Nennkapitals 
auf den nach § 27 Abs. 1, 2 zulässigen Mindestnenn- 
betrag bis zu diesem Zeitpunkt wirksam geworden 


ist (§ 156 des Aktiengesetzes; §§ 57, 54 des Gesetzes 
betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung). 

(3) Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaf- 
ten auf Aktien und Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung, die von der Befugnis des § 21 Gebrauch 
gemacht haben, sind außerdem mit Ablauf des 
31. Dezember 1964 aufgelöst, wenn die Durchführung 
des Ausgleichs nach § 29 nicht bis zu diesem Zeit- 
punkt in das Handelsregister eingetragen worden 
ist. 

(4) Absatz 1 gilt sinngemäß für eingetragene Ge- 
nossenschaften, wenn die nach dem Vierten Ab- 
schnitt notwendigen Änderungen des Statuts nicht 
bis zum 30. Juni 1961 zur Eintragung in das Ge- 
nossenschaftsregister angemeldet worden sind. 

(5) Die Fortsetzung einer Gesellschaft oder Genos- 
senschaft, die auf Grund dieser Vorschriften aufge- 
löst wird, kann nicht beschlossen werden. 

§ 56 

Anwendung des § 2 des D-Markbilanzgesetzes 

(1) § 2 des D-Markbilanzgesetzes ist für die vor 
dem Eingliederungstag im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes außerhalb des Saarlandes befindlichen 
Zweigniederlassungen oder sonstigen Betriebsstät- 
ten von Kaufleuten und bergrechtlichen Gewerk- 
schaften mit Hauptniederlassung (Sitz) im Saarland 
mit Wirkung vom Eingliederungstag nicht anzuwen- 
den. Die nach § 2 Abs. 1 des D-Markbilanzgesetzes 
gesondert in Deutscher Mark geführten Bücher sind 
auf den Tag vor dem Eingliederungstag durch eine 
Schlußbilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung 
abzuschließen. Die Befugnisse eines im Handels- 
register (Genossenschaftsregister) eingetragenen 
ständigen Vertreters erlöschen mit der Eintragung 
des Widerrufs seiner Bestellung. Eintragungen über 
die Bestellung von ständigen Vertretern sind auf 
Antrag der gesetzlichen Vertreter des Unternehmens 
gebührenfrei zu löschen. 

(2) § 2 des D-Markbilanzgesetzes ist auf nach dem 
Tag vor dem Eingliederungstag errichtete Zweig- 
niederlassungen oder sonstige Betriebsstättein von 
Kaufleuten und bergrechtlichen Gewerkschaften mit 
Hauptniederlassung (Sitz) im Saarland nicht mehr 
anzuwenden. 


ZWEITER TEIL 

Endgültige Wertansätze für saarländi sche 
Wertpapiere und Anteile in einer 
Eröffnungsbilanz nach dem 
D-Markbilanzgesetz 

§ 57 

Bisherige Wertansätze 

Die Werte, mit denen Anteile an Gesellschaften 
mit Sitz im Saarland und Wertpapiere, die von 
Schuldnern mit Sitz im Saarland ausgegeben wor- 
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den sind, in einer nach §§1,2 Abs. 1 des D-Mark- 
bilanzgesetzes oder nach §§ 2 bis 4, 6 des D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes aufgestellten Eröffnungs- 
bilanz angesetzt worden sind, gelten als vorläufige 
Werte im Sinne des D-Markbilanzgesetzes. Die vor- 
läufigen Werte können durch Einsetzung der in § 58 
bestimmten endgültigen Werte berichtigt werden; 
sie müssen berichtigt werden, soweit sie nach § 58 
als endgültige Werte nicht beibehalten werden 
können. Auf die Berichtigung sind §§ 47, 73 Abs. 4, 

§ 74 Abs. 2 und 3 des D-Markbilanzgesetzes anzu- 
wenden, § 47 des D-Markbilanzgesetzes jedoch mit 
der Maßgabe, daß Beträge, die der gesetzlichen 
Rücklage (Sonderrücklage) zugeführt werden müß- 
ten, auch in eine freie Rücklage gestellt werden 
können, sofern die gesetzliche Rücklage (Sonder- 
rücklage) zehn vom Hundert des Nennkapitals oder 
den in der Satzung bestimmten höheren Teil des 
Nennkapitals erreicht. Soweit nur die steuerliche 
Eröffnungsbilanz berichtigt wird, finden § 73 Abs. 4, 

§ 74 Abs. 2 und 3 des D-Markbilanzgesetzes ent- 
sprechende Anwendung. 

§ 58 

Endgültige Wertansätze 

(1) Anteile an Kapitalgesellschaften (Aktiengesell- 
schaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien, Ge- 
sellschaften mit beschränkter Haftung, bergrecht- 
liche Gewerkschaften, Kolonialgesellschaften) mit 
Sitz im Saarland und Wertpapiere, die keine Anteile 
an Kapitalgesellschaften verkörpern und von Schuld- 
nern mit Sitz im Saarland ausgegeben worden sind, 
können endgültig höchstens mit dem nach § 14 
Abs. 1 Nr. 1 maßgebenden Wert angesetzt werden. 
Für Anteile an Kapitalgesellschaften mit Sitz im 
Saarland, die eine Beteiligung im Sinne des § 4 
Abs. 1 Satz 2 des Dritten D-Markbilanzergänzungs- 
gesetzes darstellen, erhöht sich der nach Satz 1 maß- 
gebende Wert für den einzelnen Anteil um die in 
§ 15 Abs. 2 bestimmten Zuschläge. Ob eine Beteili- 
gung vorliegt und welchen Teil des Nennkapitals 
der Kapitalgesellschaft oder der Kuxe der bergrecht- 
lichen Gewerkschaft sie umfaßt, bestimmt sich nach 
den am Stichtag der in Absatz 5 bezeichneten Jahres- 
bilanz noch vorhandenen Anteilen. 

(2) Anteile an einer Personengesellschaft mit Sitz 
im Saarland können endgültig höchstens mit dem 
Betrag angesetzt werden, auf den sich der Kapital- 
anteil des Gesellschafters in der nach diesem Gesetz 
aufgestellten Eröffnungsbilanz der Personengesell- 
schaft beläuft. In der steuerlichen Eröffnungsbilanz 
ist der Anteil endgültig mit dem Betrag anzusetzen, 
der sich als Kapitalanteil des Gesellschafters aus der 
nach diesem Gesetz aufgestellten steuerlichen Er- 
öffnungsbilanz der Personengesellschaft ergibt. 

(3) Ein nach den Absätzen 1 und 2 zulässiger Wert 
kann nur angesetzt werden, soweit nicht die Grund- 
sätze ordnungsmäßiger Buchführung Abschreibun- 
gen oder Wertberichtigungen auf den Abschlußstich- 
tag nötig machen. In der steuerlichen Eröffnungs- 
bilanz können auch in diesem Fall die nach den Ab- 
sätzen 1 und 2 zulässigen Werte angesetzt werden. 


(4) Sind Anteile und Wertpapiere im Sinne des 
Absatzes 1 vor dem Stichtag der in Absatz 5 be- 
zeichneten Jahresbilanz veräußert oder aus dem 
Betriebsvermögen entnommen worden, so können 
sie in der steuerlichen Eröffnungsbilanz höchstens 
mit dem nach Absatz 1 Satz 1 endgültig zulässigen 
Wert angesetzt werden. Soweit die veräußerten 
oder entnommenen Anteile im Zeitpunkt der Ver- 
äußerung oder Entnahme eine Beteiligung im Sinne 
des § 4 Abs. 1 Satz 2 des Dritten D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetzes darstellten, kann in der steuer- 
lichen Eröffnungsbilanz endgültig höchstens der 
nach Absatz 1 Satz 1 und 2 zulässige Wert angesetzt 
werden. Anteile an einer Personengesellschaft mit 
Sitz im Saarland, die vor dem Eingliederungstag 
veräußert worden sind, können in der steuerlichen 
Eröffnungsbilanz endgültig höchstens mit dem Ver- 
äußerungserlös angesetzt werden. 

(5) Die Berichtigung muß spätestens in der Jahres- 
bilanz für das erste Geschäftsjahr erfolgen, das nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes endet. In den Fäl- 
len des Absatzes 2 muß die Berichtigung spätestens 
in der ersten Jahresbilanz erfolgen, die nach Fest- 
stellung der Eröffnungsbilanz der Personengesell- 
schaft aufgestellt wird. Wird nur die steuerliche 
Eröffnungsbilanz berichtigt, so muß die Berichtigung 
spätestens andern Tag erfolgen, an dem die in den 
Sätzen 1 oder 2 bezei ebnete Jahresbilanz beim 
Finanzamt eingereicht wird. 

(6) Werden Wertansätze, die berichtigt werden 
können, nicht in der in Absatz 5 bestimmten Jahres- 
bilanz berichtigt, so gelten sie als endgültige Wert- 
ansätze. Werden Wertansätze, die berichtigt wer- 
den müssen, nicht in dieser Jahresbilanz berichtigt, 
so gelten die zulässigen endgültigen Höchstwerte 
für diese und die künftigen Jahresbilanzen als An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten im Sinne der in 
§ 5 Abs. 2 des D-Markbilanzgesetzes angeführten 
gesetzlichen Vorschriften. 

(7) Führt der Ansatz eines nach den Absätzen 1 
bis 4 zulässigen Werts zu einer Berichtigung der 
steuerlichen Eröffnungsbilanz und ist der berichtigte 
Wert höher als der bisher eingesetzte Wert, so ist 
der berichtigte Wert in den steuerlichen Bilanzen 
für Wirtschaftsjahre, die vor dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes enden, beizubehalten. 

(8) § 57 und die Absätze 1 bis 7 sind für die in § 74 
Abs. 4 des D-Markbilanzgesetzes bezeichneten 
Steuerpflichtigen sinngemäß anzuwenden. 


DRITTER TEIL 

Schlußvorschriften 

§ 59 

Eingliederungstag 

Eingliederungstag im Sinne dieses Gesetzes ist 
der erste Tag nach dem Ende der Übergangszeit. 
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§ 60 

D-Markbilanzgesetz im Sinne dieses Gesetzes 


(1) Soweit dieses Gesetz auf das D-Markbilanz- ! 
gesetz Bezug nimmt, ist darunter je nach dem Gel- 
tungsbereich das Gesetz über die Eröffnungsbilanz 
in Deutscher Mark und die Kapitalneufestsetzung : 
(D-Markbilanzgesetz) vom 21. August 1949 (WiGBl. 

5. 279), auf Baden, Württemberg-Hohenzollern und 
den bayerischen Kreis Lindau erstreckt durch Ver- 
ordnung vom 13. Dezember 1949 (Bundesgesetzbl. j 
1950 S. 2), das Gesetz des Landes Rheinland-Pfalz j 
über die Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark und j 
die Kapitalneufestsetzung (D-Markbilanzgesetz) vom j 

6. September 1949 (Gesetz- und Verordnungsblatt 

der Landesregierung Rheinland-Pfalz, S. 421) oder 
das Gesetz des Landes Berlin über die Eröffnungs- 
bilanz in Deutscher Mark und die Kapitalneufest- 
setzung (D-Markbilanzgesetz) vom 12. August 1950 : 
(Verordnungsblatt für Groß-Berlin I S. 329) in der j 
beim Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fas- ! 
sung zu verstehen. | 


(2) Soweit dieses Gesetz auf das D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetz Bezug nimmt, ist darunter je nach 
dem Geltungsbereich das Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung des D-Markbilanzgesetzes (D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetz) vom 28. Dezember 1950 
(Bundesgestzbl. S. 811) oder das Gesetz des Landes 
Berlin zur Änderung und Ergänzung des D-Mark- 
bilanzgesetzes (D-Markbilanzergänzungsgesetz) vom 
24. Mai 1951 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin S. 382) zu verstehen. 

§ 61 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1, 
§ 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. 

§ 62 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Eingliederungstag in Kraft. 


Begründung 


A. Allgemeine Bemerkungen 

Vom Ende der im deutsch-französischen Saarvertrag 
vorgesehenen Übergangszeit an gilt im Saarland an- 
stelle des französischen Franken die Deutsche Mark 
als gesetzliche Währung. Diese Währungsumstel- 
lung erfordert, daß die Buchführung und Rechnungs- 
legung von Kaufleuten, die ihren Sitz im Saarland 
haben, der neuen D-Markwährung angepaßt wird 
und daß die Kapitalverhältnisse von Kapitalgesell- 
schaften sowie die Geschäftsguthaben und Geschäfts- 
anteile von eingetragenen Genossenschaften in 
Deutscher Mark neu festgesetzt werden. Der Erste 
Teil des Entwurfs (§§ 1 bis 56) sieht die erforder- 
lichen handelsrechtlichen und steuerrechtlichen Vor- 
schriften vor. Sie lehnen sich weitgehend an die im 
D-Markbilanzgesetz vom 21. August 1949 (WiGBl. 
S. 279) aus Anlaß der Umstellung der Reichsmark- 
währung in die D-Markwährung getroffenen Vor- 
schriften an, soweit nicht Besonderheiten bei der 
Währungsumstellung im Saarland Abweichungen 
notwendig oder zweckmäßig erscheinen lassen. Der 
bedeutsamste Unterschied der Währungsumstellung 
im Saarland zur Währungsumstellung des Jahres 
1948 im übrigen Bundesgebiet besteht darin, daß 
nach dem völligen Verfall der Reichsmarkwährung 
in der Kriegs- und Nachkriegszeit die Buchführung 
und die Bilanzen der Kaufleute im Jahre 1948 auf 
eine völlig neue Grundlage gestellt werden mußten, 
während es sich bei der Währungsumstellung im 
Saarland mehr um den Übergang von einer Wäh- 
rung zu einer anderen Währung handelt. Dieser 
Unterschied wirkt sich insbesondere auf die Bewer- 
tungsvorschriften des Entwurfs für die D-Mark- 
eröffnungsbilanz aus. Sie können sich, soweit nicht 
zur Herstellung angemessener Startbedingungen für 
die saarländische Wirtschaft eine Aufstockung für 
gewisse Vermögensgegenstände zugelassen werden 


soll (vgl. §§ 11, 12, 14, 15), darauf beschränken, die 
Fortführung der nach dem amtlichen Umrechnungs- 
kurs umgerechneten Werte aus der Franken-Schluß- 
bilanz vorzuschreiben (vgl. §§ 17, 19). 

Der Zweite Teil des Entwurfs (§§ 57, 58) bestimmt 
die endgültigen Werte, die Kaufleute mit Sitz im 
Bundesgebiet außerhalb des Saarlandes oder in Ber- 
lin (West) für die ihnen am 21. Juni 1948 bzw. 
1. April 1949 gehörenden saarländischen Wert- 
papiere und Anteile ansetzen können. Diese Vor- 
schriften des Entwurfs stellen eine Ergänzung des 
außerhalb des Saarlandes geltenden D-Markbilanz- 
rechts dar. Sie sind in den Entwurf aufgenommen 
worden, weil es geboten erscheint, die endgültigen 
Werte, mit denen saarländische Kaufleute die ihnen 
gehörenden saarländischen Wertpapiere und An- 
teile in ihrer D-Markeröffnungsbilanz nach dem 
Ersten Teil des Entwurfs (§§ 14, 15) ansetzen kön- 
nen, auch als endgültige Werte zu bestimmen, die 
Kaufleute mit Sitz außerhalb des Saarlandes in ihrer 
D-Markeröffnungsbilanz für saarländische Wert- 
papiere und Anteile ansetzen können. 

Der Dritte Teil des Entwurfs (§§ 59 bis 62) enthält 
Schlußvorschriften. 

B. Bemerkungen zu den einzelnen Vorschriften 
Zum Ersten Teil 

Der Erste Teil enthält als Kernstück des Entwurfs 
das handelsrechtliche und steuerliche D-Markbilanz- 
recht für das Saarland. Er ist unterteilt in die han- 
delsrechtlichen Vorschriften über den Abschluß der 
Buchführung und Rechnungslegung in Franken 
(Erster Abschnitt), über die Aufstellung einer Eröff- 
nungsbilanz in Deutsche Mark (Zweiter Abschnitt), 
über die Neufestsetzung der Kapitalverhältnisise von 
Kapitalgesellschaften (Dritter Abschnitt), über die 
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Neufestsetzung der Geschäftsguthaben und Ge- 
schäftsanteile von eingetragenen Genossenschaften 
(Vierter Abschnitt), in die damit zusammenhängen- 
den steuerrechtlichen und gebührenrechtlichen Vor- 
schriften (Fünfter Abschnitt) und in sonstige diese 
Rechtsgebiete ergänzende Vorschriften (Sechster Ab- 
schnitt). 

Zum Ersten Abschnitt 

Die Vorschriften dieses Abschnitts (§§ 1, 2) über die 
Verpflichtung der Kaufleute mit Hauptniederlassung 
(Sitz) im Saarland, ihre bisher in Franken geführten 
Bücher zum letzten Tag der Geltung der Franken- 
währung im Saarland abzuschließen und auf diesen 
Tag eine Franken-Schlußbilanz nebst Gewinn- und 
Verlustrechnung aufzustellen, lehnen sich an die ent- 
sprechenden Vorschriften der 17. Durchführungsver- 
ordnung zum Umstellungsgesetz über den auf den 
20. Juni 1948 aufzustellenden Reichsmarkabschluß 
an. 

Zu § 1 

Ab'satz 1 entspricht § 1 Abs. 1 der 17. DVO/UG. Den 
Kaufleuten sind, wie in § 1 des D-Markbilanzgeset- 
zes vom 21. August 1949 (WiGBl. S. 279) und der 
diesem Gesetz entsprechenden Ländergesetze (im 
folgenden DMBG), ausdrücklich gemeinnützige 
Wohnungsunternehmen, Wirtschaftsbetriebe der 
öffentlichen Hand und bergrechtliche Gewerkschaf- 
ten gleichgestellt. Zur Klarstellung sind außerdem 
auch die Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 
und die öffentlich-rechtlichen Versicherungsunter- 
nehmen erwähnt. 

Absatz 2 Satz 1 stellt den Grundsatz auf, daß für die 
Rechnungslegung und den Frankenabschluß die bis 
zum Ende der Übergangszeit im Saarland gelten- 
den allgemeinen Vorschriften anzuwenden sind. 

Absatz 2 Satz 2 und 3 sowie Absatz 3 und 4 enthal- 
ten gewisse Ausnahmen von diesem Grundsatz, 
die teils § 1 der 17. DVO/UG, teils § 3 DMBG ent- 
nommen sind. Die Ausnahmen betreffen Erleichte- 
rungen für die Bestellung von Abschlußprüfern für 
den Frankenabschluß, die Verlängerung von Fri- 
sten für die Feststellung und Veröffentlichung des 
Frankenabschlusses und die Zulässigkeit einer Ver- 
längerung der Fristen durch das Registergericht. 

Absatz 5 erstreckt die in Absatz 1 bis 4 geregelte 
Verpflichtung saarländischer Kaufleute zum Ab- 
schluß ihrer in Franken geführten Bücher und zur 
Aufstellung eines Frankenabschlusses auf Zweig- 
niederlassungen ausländischer Unternehmen im 
Saarland, die nach dem im Saarland geltenden 
§ 47a HGB Buch zu führen haben. 

Zu § 2 

Um zu vermeiden, daß die saarländischen Kauf- 
leute für zwei innerhalb verhältnismäßig kurzer 
Zeit aufeinanderfolgende Stichtage einen gewöhn- 
lichen Jahresabschluß und den Frankenabschluß 
aufstellen müssen, läßt § 2 die Verbindung des 
Jahresabschlusses für ein zwischen dem 1. Januar 
1959 und dem Ende der Übergangszeit ablaufendes 


Geschäftsjahr mit dem Frankenabschluß entspre- 
chend § 2 Satz 1 und 2 der 17. DVO/UG zu. § 2 
Satz 3 und 4 der 17. DVO/UG ist nicht aufgenom- 
men worden, weil eine ohnehin nur deklaratorische 
Anzeige der Verbindung an das Registergericht ent- 
behrlich erscheint. 


Zum Zweiten Abschnitt 

Die Vorschriften dieses Abschnitts (§§ 3 bis 19) ent- 
halten die handelsrechtlichen Vorschriften über die 
Verpflichtung der saarländischen Kaufleute zur Auf- 
stellung einer Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark, 
über die Art der Aufstellung dieser Eröffnungs- 
bilanz und über die Wertannsätze in dieser Eröff- 
nungsbilanz. Die Regelung lehnt sich an §§ 1 bis 34 
DMBG an, weicht aber verschiedentlich, insbeson- 
dere in den Bewertungsvorschriften, wegen der be- 
sonderen Verhältnisse bei der Währungsumstel- 
lung im Saarland nicht unerheblich von dem im 
übrigen Bundesgebiet geltenden D-Markbilanz- 
recht ab. 

Zum Ersten Unterabschnitt 

Der Erste Unterabschnitt (§§ 3 bis 7) enthält die all- 
gemeinen Vorschriften über die Eröffnungsbilanz. 

Zu §§ 3 bis 6 

Diese Vorschriften entsprechen im wesentlichen den 
§§ 1 bis 4 DMBG. Neu ist lediglich § 4 Abs. 6, der 
die Behandlung von Unternehmen mit Hauptnieder- 
lassung (Sitz) in Deutschland außerhalb des Bun- 
desgebiets und von Berlin (West) regelt, die Zweig- 
niederlassungen sowohl im Saarland als auch im 
übrigen Bundesgebiet oder in Berlin (West) haben. 
Für die Zweigniederlassungen dieser Unternehmen 
im Bundesgebiet außerhalb des Saarlandes oder in 
Berlin (West) ist schon bisher nach § 2 DMBG ein 
ständiger Vertreter zu bestellen. § 4 Abs. 6 schließt 
deshalb die Anwendung des § 4 Abs. 1 bis 5 für 
die saarländischen Zweigniederlassungen dieser Un- 
ternehmen aus und erstreckt die Befugnisse der im 
übrigen Bundesgebiet oder in Berlin (West) nach 
§ 2 DMBG bestellten ständigen Vertreter auch auf 
die saarländischen Zweigniederlassungen dieser 
Unternehmen. 

Zu § 7 

Die Vorschrift läßt in Anlehnung an § 3 Abs. 1 der 
17. DVO/UG (in der Fassung der 26. DVO/UG) die 
Verbindung des vor dem 1. Januar 1960 endenden 
Rumpfgeschäftsjahres mit dem nächsten Geschäfts- 
jahr zu. Die Wirksamkeit der Verbindung wird 
anders als nach der 17. DVO/UG bei Unternehmen, 
die der Eintragung in ein Öffentliches Register be- 
dürfen, nicht von einer fristgebundenen Anzeige an 
das Registergericht abhängig gemacht, weil diese 
Regelung zu Schwierigkeiten geführt hat. 

Zum Zweiten und Dritten Unterabschnitt 

Die Vorschriften dieser beiden Unterabschnitte ent- 
halten die allgemeinen (§§ 8 bis 10) und beson- 
deren Vorschriften (§§ 11 bis 19) über die Wert- 
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ansätze in der Eröffnungsbilanz. Sie unterscheiden 
sich nicht unwesentlich von den Bewertungsvor- 
schriften des DMBG. Das DMBG mußte wegen des 
völligen Verfalls der Reichsmark Währung auch 
bilanzrechtlich unter die Vergangenheit einen 
Schlußstrich ziehen. Es unterbrach deshalb die Bi- 
lanzkontinuität, indem es von den Ansätzen in der 
Reichsmark-Schlußbilanz unabhängige Werte be- 
stimmte. Der Entwurf unterbricht demgegenüber die 
Bilanzkontinuität nur in beschränktem Umfang, 
weil für einen erheblichen Teil der Aktiven und 
Passiven nach § 14 Abs. 4, §§ 17, 19 des Entwurfs 
die in der Franken-Schlußbilanz angesetzten Werte 
mit dem in Deutsche Mark umgerechneten Betrag 
fortzuführen sind. Dieser Unterschied zum DMBG 
rechtfertigt sich aus der Erwägung, daß die Rech- 
nungslegung bei der Währungsumstellung im Saar- 
land nicht auf eine völlig neue Grundlage gestellt 
zu werden braucht, sondern eine Neubewertung nur 
gestattet werden soll, soweit sie zur Erleichterung 
der Anpassung der saarländischen Wirtschaft an 
die Verhältnisse im übrigen Bundesgebiet ange- 
bracht erscheint. Bei bestimmten Vermögensgegen- 
ständen sieht deshalb auch der Entwurf vor, daß sie 
ohne Rücksicht auf den Wertansatz in der Franken- 
Schlußbilanz neu bewertet werden können. Auf 
die Gründe für die Sonderbehandlung dieser Ver- 
mögensgegenstände wird unten bei den einzelnen 
besonderen Bewertungsvorschriften eingegangen. 

Die allgemeinen Bewertungsvorschriften (§§ 8 

bis 10) sind gegenüber der entsprechenden Rege- 
lung in §§ 5 bis 14 DMBG erheblich vereinfacht. 
Die §§ 6 bis 8, 10 bis 12, 14 DMBG regeln Fragen, 
die bei der Umstellung im Saarland keine Rolle 
spielen. In §§ 8 bis 10 des Entwurfs sind deshalb 
nur den §§ 5, 9 und 13 DMBG entsprechende Vor- 
schriften vorgesehen. 

Auch die besonderen Bewertungsvorschriften des 
Dritten Unterabschnitts (§§ 11 bis 19) sind weniger 
umfangreich als die vergleichbaren Vorschriften der 
§§ 15 bis 34 DMBG. Auf § 15 und § 28 DMBG 
konnte verzichtet werden, weil sie in das DMBG 
nur der Übersichtlichkeit halber aufgenommen 
worden sind, die in dem Entwurf auch ohne ent- 
sprechende Vorschriften wegen der geringen Zahl 
von besonderen Bewertungsvorschriften gewähr- 
leistet erscheint. §§ 17, 26 DMBG sind im Hinblick 
auf § 9 des Entwurfs entbehrlich. §§ 24, 25, 31 bis 33 
DMBG waren durch die besonderen Verhältnisse 
der Reichsmarkumstellung bedingt. Schließlich sind 
auch die §§ 20, 27, 30, 34 DMBG im Hinblick auf die 
für Vermögensgegenstände dieser Art in §§ 17, 19 
des Entwurfs vorgeschriebene Fortführung der um- 
gerechneten Werte der Franken-Schlußbilanz nicht 
erforderlich. Den verbleibenden Vorschriften der 
§§ 14, 18, 19, 21 bis 23, 29 DMBG entsprechen die 
Vorschriften der §§ 11 bis 16, 18 des Entwurfs. 

Zu § 8 

Die Vorschrift entspricht § 5 DMBG, weicht aber 
inhaltlich in verschiedener Beziehung von ihrem 
Vorbild ab. 

Absatz 1 Satz 1 bestimmt, daß die Vermögensgegen- 
stände in der Eröffnungsbilanz höchstens mit dem 


Zeitwert am Stichtag der Eröffnungsbilanz angesetzt 
werden dürfen. Dieser Grundsatz galt nach § 5 
Abs. 1 DMBG nur für solche Vermögensgegenstände, 
für die in den Bewertungsvorschriften der §§ 6 bis 
34 DMBG nichts anderes bestimmt worden ist. Nach 
dem Entwurf haben dagegen nur die Vorschriften 
der §§ 18, 19 des Entwurfs über den Ansatz der 
Passivposten den Vorrang vor dem Grundsatz des 
Absatz 1 Satz 1. Die in den übrigen Bewertungsvor- 
'schriften der §§ 9 bis 17 des Entwurfs bestimmten 
Höchstwerte stehen dagegen nach Absatz 1 Satz 2 
unter dem Vorbehalt, daß im Rahmen dieser Höchst- 
werte ein höherer Wert als der Zeitwert am Stich- 
tag der Eröffnungsbilanz in keinem Falle angesetzt 
werden darf. Dieser Unterschied zum DMBG beruht 
darauf, daß am 21. Juni 1948 ein normal zustande 
gekommenes Preisnieveau fehlte, so daß der da- 
malige Zeitwert nur schwer feststellbar war. Des- 
halb sollte durch die Festsetzung von nach anderen 
Maßstäben bestimmten Werten für möglichst alle 
Vermögensgegenstände ein Zurückgreifen auf den 
Zeitwert weitgehend entbehrlich gemacht werden. 
Bei der Währungsumstellung im Saarland ist da- 
gegen auf Grund des Preisniveaus im übrigen Bun- 
desgebiet der Zeitwert am Tag der Umstellung auf 
die Deutsche Mark feststellbar, so daß in dem Ent- 
wurf die Beachtung des allgemeinen handelsrecht- 
lichen Grundsatzes, daß ein höherer Wertansatz als 
der Zeitwert nicht zulässig ist, unbedenklich vor- 
geschrieben werden kann. 

Absatz 2 und 3 stimmen mit § 5 Abs. 2, Abs. 3 
Satz 1 DMBG überein. § 5 Abs. 3 Satz 2 DMBG ist 
nicht übernommen worden, weil der Entwurf eine 
dem § 47 DMBG entsprechende Vorschrift nicht ent- 
hält. § 5 Abs. 4 DMBG beruhte auf den besonderen 
Verhältnissen der Reichsmarkumstellung. 

Zu § 9 

Der Wert des noch als Feindvermögen beschlag- 
nahmten Auslandsvermögens und der Wert der nicht 
frei verfügbaren Vermögensgegenstände in Deutsch- 
land außerhalb des Bundesgebietes und von Berlin 
(West), insbesondere in der sowjetischen Besat- 
zungszone, ist ungewiß. § 9 bestimmt deshalb, daß 
Vermögensgegenstände dieser Art, wenn nicht be- 
sondere Gründe einen höheren Wertansatz rechtfer- 
tigen, nur mit einem Erinnerungsposten angesetzt 
werden dürfen. Unter welchen Voraussetzungen 
und mit welchem Wert die vorläufig mit einem Er- 
innerungsposten bewerteten Vermögensgegen- 
stände endgültig bewertet werden können, regelt 
der Entwurf nicht. Insbesondere läßt er eine dem 
§ 47 DMBG entsprechende Berichtigung der vorläu- 
figen Wertansätze nicht zu. In einem in Vorberei- 
tung befindlichen Vierten D-Markbilanzergänzungs- 
gesetz sollen die endgültigen Wertansätze für Aus- 
landsvermögen und sonstige Vermögensgegen- 
stände bestimmt werden, die in einer Eröffnungs- 
bilanz auf den 21. Juni 1948 vorläufig bewertet 
worden sind. Es ist beabsichtigt, in diesem Entwurf 
und in Anlehnung an seine Regelung auch die end- 
gültigen Werte für die vorläufigen Wertansätze in 
den von den saarländischen Kaufleuten aufzustel- 
lenden Eröffnungsbilanzen zu bestimmen. 
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Zu § 10 

Die Vorschrift soll in Anlehnung an § 13 Satz 2 
DMBG verhindern, daß die Begrenzung der in § 21 
zugelassenen Einstellung eines Kapitalentwertungs- 
kontos auf den halben Betrag des Nennkapitals 
durch Ausnutzung des in § 9 bei Vorliegen beson- 
derer Gründe eingeräumten Bewertungsspielrau- 
mes umgangen wird. Da der Entwurf für keinen 
Vermögensgegenstand den Ansatz eines Erinne- 
rungspostens an Stelle eines sonst vorgesehenen 
Wertes zuläßt, ist § 13 Satz 1 DMBG nicht über- 
nommen worden. 

Zu § 11 

Die Vorschrift behandelt die Bewertung der Grund- 
stücke, die im Bundesgebiet oder in Berlin (West) 
belegen sind. Sie stimmt inhaltlich mit § 16 DMBG 
überein. In Absatz 1 ist jedoch mit Rücksicht auf 
die maßgebenden Einheitswerte zwischen Grund- 
stücken, die innerhalb des Saarlandes, und Grund- 
stücken, die im übrigen Bundesgebiet oder in Berlin 
(West) belegen sind, unterschieden. Außerdem wird 
in Absatz 3 klargestellt, daß die Vorschrift sowohl 
für Grundstücke des Anlagevermögens als auch- für 
Grundstücke des Umlaufvermögens gilt. Eine dem 
§ 16 Abs. 3 DMBG entsprechende Regelung ist ent- 
behrlich. Die dort aufgeführten Wertminderungen 
(Kriegsschäden oder sonstige Wertminderungen) 
sind bereits in den maßgebenden Einheitswerten be- 
rücksichtigt. 

Zu § 12 

Die Vorschrift behandelt den Wertansatz für im 
Bundesgebiet einschließlich des Saarlandes oder in 
Berlin (West) belegene bewegliche Gegenstände des 
Anlagevermögens. Sie entspricht im wesentlichen 
§ 18 DMBG. 

Eine § 18 Abs. 2 DMBG entsprechende Vorschrift 
ist entbehrlich, weil für die unter die Vorschrift 
fallenden Vermögensgegenstände die Wiederbe- 
schaffungs- oder Herstellungskosten im übrigen 
Bundesgebiet einen geeigneten Ausgangswert bil- 
den. 

Nach Absatz 2 Buchstabe b Satz 1, der § 18 Abs. 3 
Buchstabe b Satz 1 DMBG entspricht, ist es für den 
Höchstwert von Gegenständen des beweglichen An- 
lagevermögens, deren tatsächliche Nutzung noch 
nicht das Ende der betriebsgewöhnlichen Nutzungs- 
dauer erreicht hat, unerheblich, mit welchem Wert 
der Gegenstand in der Franken-Schlußbilanz aus- 
gewiesen ist. Einem Unternehmen, das in der Fran- 
kenzeit von den Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten eines solchen Gegenstandes höhere. Ab- 
schreibungen als Absetzungen für Abnutzung 
in gleichen Jahresbeträgen vorgenommen hat, wäre 
es deshalb möglich, den in der Franken-Schluß- 
bilanz angesetzten Wert in der Eröffnungsbilanz um 
einen höheren Betrag heraufzusetzen, als wenn es 
linear abgeschrieben hätte. Die höheren Abschrei- 
bungen in der Frankenzeit können auf verschiede- 
nen Gründen beruhen. Es kann degressiv abgeschrie- | 
ben worden sein; Sonderabschreibungen können im i 
Hinblick auf die Bewertungsfreiheit vorgenommen j 
worden oder wegen besonderer Wertminderungen I 


erforderlich gewesen sein; es können auch offen- 
gelegte Reserven auf die Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten übertragen worden sein. In allen 
diesen Fällen besteht kein Anlaß, das Unterneh- 
men, das in der Frankenzeit die höheren Abschrei- 
bungen vorgenommen hat, durch Einräumung eines 
höheren Aufstockungsbetrages besser zu stellen als 
das Unternehmen, das linear abgeschrieben hat. Ab- 
satz 2 Buchstabe b Satz 2 bestimmt deshalb, daß der 
in Deutsche Mark umgerechnete Wert der Franken- 
Schlußbilanz höchstens um den Betrag erhöht wer- 
den darf, der sich ergeben würde, wenn von den 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Gegen- 
stands ausschließlich Absetzungen für Abnutzung 
in gleichen Jahresbeträgen vorgenommen worden 
wären. 

Zu § 13 

Die Vorschrift ist § 21 DMBG nachgebildet. Sie regelt 
die Bewertung der Wertpapiere und Forderungen, 
bei denen das Reich oder solche Rechtsträger Schuld- 
ner sind, die gemäß § 14 Nr. 2 bis 5 des Umstel- 
lungsgesetzes dem Reich gleichgestellt sind. Diese 
Vermögensgegenstände sind in den Frankenbilan- 
zen im allgemeinen noch nicht zutreffend bewer- 
tet worden. In der Regel sind sie nur mit einem 
Erinnerungsposten angesetzt. 

Für einen Teil der Vermögensgegenstände wird 
auch zum Stichtag der Eröffnungsbilanz eine end- 
gültige Bewertung noch nicht möglich sein. In die- 
sem Fall sind diese Wertpapiere und Forderungen 
nach Absatz 1 vorläufig mit einem Erinnerungs- 
posten von einer Deutschen Mark in der Eröffnungs- 
bilanz anzusetzen. 

Können sie jedoch zum Stichtag der Eröffnungs- 
bilanz bereits endgültig bewertet werden, so dür- 
fen die Wertpapiere und Forderungen (Absatz 2) 
oder die dafür erlangten Vermögensgegestände, 
insbesondere Entschädigungen (Absatz 3), höchstens 
mit dem Wert angesetzt werden, der ihnen in dem 
Zeitpunkt beizulegen war, in dem der Grund für 
die vorläufige Bewertung weggefallen ist. Ist der 
danach maßgebende endgültige Wert ein Franken- 
wert, so ist er zum amtlichen Umrechnungskurs des 
Zeitpunkts, in dem der Grund für die vorläufige 
Bewertung entfallen ist, in Deutsche Mark umzu- 
rechnen (Absatz 2 Satz 2). 

Zu § 14 

Die Vorschrift regelt die Bewertung der Anteile an 
Kapitalgesellschaften und Personengesellschaften 
sowie der Wertpapiere, die keine Anteile an Kapi- 
talgesellschaften verkörpern, wenn die Gesellschaft 
oder der Schuldner den Sitz im Saarland, im übri- 
gen Bundesgebiet oder in Berlin (West) hat. Die 
Regelung beruht auf dem Grundgedanken, daß den 
saarländischen Unternehmen der Ansatz dieser An- 
teile und Wertpapiere in ihrer Eröffnungsbilanz mit 
ähnlichen Werten gestattet werden soll, mit denen 
sie von Unternehmen mit Sitz im übrigen Bundes- 
gebiet nach dem D-Markbilanzrecht endgültig an- 
gesetzt werden können. Ausgangspunkt der Rege- 
lung ist demgemäß, daß im übrigen Bundesgebiet 
nach §§ 2, 3 des Dritten D-Markbilanzergänzungs- 
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gesetzes als endgültiger Höchstwert für gewisse An- 
teile und Wertpapiere der auf den 31. Dezember 
1952 festgesetzte Steuerkurswert oder ein vergleich- 
barer vermögenssteuerlicher Wert maßgebend ist. 

Absatz 1 Nr. 2 bestimmt deshalb, daß die bis zum 
Bilanzstichtag des im Kalenderjahr 1952 endenden 
Geschätfsjahres erworbenen Anteile an Kapitalge- 
sellschaften und Wertpapiere von Schuldnern, bei 
denen die Gesellschaft oder der Schuldner den Sitz 
im Bundesgebiet außerhalb des Saarlandes oder in 
Berlin (West) hat, wie von Kaufleuten mit Sitz im 
übrigen Bundesgebiet auch in der Eröffnungsbilanz 
der saarländischen Kaufleute höchstens mit dem 
Steuerkurswert vom 31. Dezember 1952 angesetzt 
werden können. Ist ein solcher Steuerkurswert nicht 
festgesetzt worden, so soll für diese Anteile und 
Wertpapiere an seiner Stelle der auf den 31. De- 
zember 1952 nach § 13 Abs. 2 oder § 14 des Bewer- 
tungsgesetzes festgestellte sonstige vermögen- 
steuerliche Wert als Höchstwert maßgebend sein 
(Absatz 2). 

Für Anteile an Kapitalgesellschaften und Wert- 
papiere, bei denen die Gesellschaft oder der Schuld- 
ner den Sitz im Saarland hat, sind vermögensteuer- 
liche Werte auf den 31. Dezember 1952 nicht ermit- 
telt worden. Für diese Anteile und Wertpapiere lie- 
gen jedoch vermögensteuerliche Werte auf den 
31. Dezember 1954 vor. Nach Absatz 1 Nr. 1 sollen 
diese Anteile und Wertpapiere deshalb aus Ver- 
einfachungsgründen höchstens mit dem nach § 13 
Abs. 2 oder § 14 des saarländischen Bewertungs- 
gesetzes ermittelten Wert vom 31. Dezember 1954, 
umgerechnet zum amtlichen Umrechnungskurs die- 
ses Tages in Deutsche Mark, in die Eröffnungsbilanz 
eingestellt werden können, wenn sie bereits vor 
dem Bilanzstichtag des im Kalenderjahr 1954 en- 
denden Geschäftsjahrs erworben worden sind. 

Im Einzelfall können die nach Absatz 1 und 2 maß- 
gebenden vermögensteuerlichen Werte — soweit 
es sich um die nach dem saarländischen Bewer- 
tungsgesetz ermittelten Werte handelt, nach Um- 
rechnung zum amtlichen Kurs vom 31. Dezember 
1954 in Deutsche Mark — niedriger sein als der 
zum amtlichen Umrechnungskurs am Eingliede- 
rungstag umgerechnete Buchwert der Franken- 
Schlußbilanz. In diesem Fall soll nach Absatz 3 der 
umgerechnete Buchwert der Franken-Schlußbilanz 
den höchstzulässigen Wertansatz darstellen. 

Der umgerechnete Buchwert der Franken-Schluß- 
bilanz ist nach Absatz 4 als Höchstwert auch für die 
Anteile an Kapitalgesellschaften und Wertpapiere 
maßgebend, die erst nach dem Bilanzstichtag des 
im Kalenderjahr 1952 oder im Kalenderjahr 1954 
endenden Geschäftsjahres erworben worden sind 
und die deshalb nicht nach Absatz 1 oder 2 bewer- 
tet werden können. 

Absatz 5 regelt die Bewertung von Anteilen an 
einer Personengesellschaft, die ihren Sitz im Bun- 
desgebiet oder in Berlin (West) hat. Hat die Gesell- 
schaft ihren Sitz im Saarland, so soll der Anteil 
nach Absatz 5 Satz 1 höchstens mit dem Betrag des 
Kapitalkontos aus der von der Gesellschaft aufge- 
stellten Eröffnungsbilanz bewertet werden können. 


Hat die Gesellschaft dagegen den Sitz im übrigen 
Bundesgebiet oder in Berlin (West), so soll als 
Höchstwert der Betrag des Kapitalkontos aus der 
letzten Bilanz der Gesellschaft vor dem Eingliede- 
rungstag maßgebend sein (Absatz 5 Satz 2). Diese 
Werte haben Bedeutung für die Handelsbilanz. Die 
entsprechenden Werte für die steuerliche Eröff- 
nungsbilanz sind in § 51 Abs. 2 bestimmt. 

Absatz 6 entspricht § 6 Abs. 1 Satz 2 des Dritten 
D-Markbilanzergänzungsgesetzes. 

Zu § 15 

Die Vorschrift behandelt die Bewertung von An- 
teilen an Kapitalgesellschaften, die nach § 14 
Abs. 1 oder 2 mit vermögensteuerlichen Werten 
zu bewerten sind und eine Beteiligung darstellen. 
Die Regelung beschränkt sich auf diese Anteile, 
weil bei den Anteilen, die nach § 14 Abs. 4 bewer- 
tet werden und eine Beteiligung darstellen, in den 
Anschaffungskosten und somit auch in dem umzu- 
rechnenden Buchwert dieser Anteile regelmäßig 
bereits ein besonderer Anteil für den höheren Wert 
der Beteiligung enthalten ist. Entsprechend § 4 
Abs. 1 des Dritten D-Markbilanzergänzungsgeset- 
zes gelten als Beteiligung nur Anteile, deren Nenn- 
beträge insgesamt den zehnten Teil des Nennkapi- 
tals der Kapitalgesellschaft erreichen, sowie Kuxe, 
deren Zahl insgesamt den zehnten Teil der Kuxe 
der bergrechtlichen Gewerkschaft erreicht. 

Der Höchstwert für eine Beteiligung soll nach Ab- 
satz 2 durch einen Zuschlag ermittelt werden, der 
je nach der Höhe der Beteiligung abgestuft ist und 
höchstens 15, 25 oder 40 v. H. des für den einzel- 
nen Anteil zulässigen vermögensteuerlichen Werts 
beträgt. 

Ist ausnahmsweise der umgerechnete Wertansatz 
in der Franken-Schlußbilanz höher als der Wert, 
der sich nach § 14 Abs. 1 oder 2 unter Berücksich- 
tigung der Zuschläge des Absatzes 2 für eine Betei- 
ligung ergibt, so soll nach Absatz 3 der umgerech- 
nete Buchwert der Franken-Schlußbilanz als Höchst- 
wert maßgebend sein. 

Zu § 16 

Satz 1 regelt die Bewertung von eigenen Aktien 
und Geschäftsanteilen in Übereinstimmung mit § 23 
Abs. 1 DMBG. Die Vorschriften des § 23 Abs. 2 
DMBG sind entbehrlich, weil der Entwurf bereits 
mit dem Eingliederungstag in Kraft treten soll. 

Satz 2 stellt sicher, daß für eigene Aktien und Ge- 
schäftsanteile auch dann höchstens der für Aktien 
oder Geschäftsanteile der betreffenden Art nach 
§ 14 allgemein maßgebende Höchstwert angesetzt 
werden darf, wenn ausnahmsweise der in Satz 1 
bestimmte Höchstwert höher sein sollte. 

Zu § 17 

Die Vorschrift bestimmt die Höchstwerte für die 
Gegenstände des Anlage- und Umlaufvermögens, 
die nicht in den §§ 9 bis 16 besonders geregelt 
sind, sowie für die Posten, die der aktiven Rech- 
nungsabgrenzung dienen. Bei den Vermögens- 
gegenständen handelt es sich insbesondere um das 
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frei verfügbare Vermögen, das sich außerhalb des 
Bundesgebiets einschließlich Berlin (West) befin- 
det, sowie um immaterielle Rechte, Vorratsvermö- 
gen und Forderungen. Die hierfür in der steuer- 
lichen Franken-Schlußbilanz ausgewiesenen Werte 
werden im allgemeinen dem Wert entsprechen, der 
diesen Vermögensgegenständen nach den Wert- 
und Preisverhältnissen im übrigen Bundesgebiet 
beizulegen ist. Diese Vermögensgegenstände sowie 
die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten sollen 
deshalb höchstens mit dem zum amtlichen Umrech- 
nungskurs am Eingliederungstag umgerechneten 
Buchwert der steuerlichen Franken-Schlußbilanz in 
der Eröffnungsbilanz angesetzt werden dürfen. Wie 
sich aus § 8 Abs. 1 ergibt, ist jedoch der Zeitwert 
als Höchstwert maßgebend, wenn er niedriger als 
der umgerechnete Buchwert ist. 

Zu § 18 

Die Vorschrift behandelt den Ausweis der Pen- 
sionsverpflichtungen. Sie entspricht im wesent- 
lichen § 29 DMBG in der Fassung des Dritten 
D-Markbilanzergänzungsgesetzes. Absatz 1 bis 3 
entsprechen § 29 Abs. 1 bis 3 DMBG; Abs. 4 ent- 
spricht § 29 Abs. 6 DMBG. 

§ 29 Abs. 4 DMBG gestattete für die am Stichtag 
der Eröffnungsbilanz bestehenden Pensionsanwart- 
schaften mit Rücksicht darauf, daß die zu ihrer 
Deckung angesammelten Mittel durch die Entwer- 
tung der Reichsmark größtenteils verlorengegan- 
gen waren, allgemein die Bildung von Rückstel- 
lungen in den künftigen Jahresbilanzen unter der 
Annahme einer am Währungsstichtag neu gegebe- 
nen Pensionszusage nachzuholen. Diese Neubildung 
der Pensionsrückstellungen wurde durch § 74a 
DMBG auch steuerlich anerkannt. Eine entspre- 
chende Behandlung der Pensionsrückstellungen ist 
für die am Eingliederungstag bestehenden Pen- 
sionsanwartschaften in dem Entwurf nicht vorge- 
sehen, weil vergleichbare Verhältnisse bei der 
Währungsumstellung im Saarland nicht bestehen. 
Aus Vereinfachungsgründen gestattet jedoch Ab- 
satz 5 Satz 3, daß bei der Berechnung der Rückstel- 
lungen für die Pensionsanwartschaften, die bereits 
am 20. November 1947, dem Tag der Ablösung der 
Reichsmark durch die Frankenwährung, bestanden 
haben, von einer fiktiven Pensionszusage auf den 
20. November 1947 ausgegangen werden kann. 

§ 29 Abs. 5 DMBG ist nicht übernommen worden, 
weil er ebenfalls mit Besonderheiten der Reichs- 
markumstellung zusammenhing. 

In Absatz 5 Satz 1 und 2 sind der Übersichtlichkeit 
halber die Vorschriften über die Art der Berech- 
nung des Gegenwartswertes von Pensionsverpflich- 
tungen zusammengefaßt. 

Zu § 19 

Die Vorschrift regelt den Wertansatz für Verbind- 
lichkeiten und passive Rechnungsabgrenzungsposten 
sowie für Rückstellungen mit Ausnahme der Pen- 
sionsrückstellungen. Da für die Franken-Schluß- 
bilanz die allgemeinen handelsrechtlichen und 
steuerrechtlichen Grundsätze gelten, genügt es, für 
diese Passivposten vorzuschreiben, daß sie mit den 


in Deutsche Mark umgerechneten Ansätzen der 
Franken-Schlußbilanz in der Eröffnungsbilanz fort- 
zuführen sind. 

Zum Dritten Abschnitt 

Die Vorschriften dieses Abschnitts (§§ 20 bis 42) 
über die Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse 
von Kapitalgesellschaften lehnen sich eng an §§ 35 
bis 59, 62 DMBG an. Nicht übernommen sind jedoch 
§§ 37, 38 DMBG, weil es unter den heutigen Ver- 
hältnissen im Saarland nicht erforderlich erscheint, 
die Einstellung von außerordentlichen Kapitalent- 
wertungskonten oder Kapitalverlustkonten zuzu- 
lassen. § 47 DMBG ist entbehrlich, weil der Ansatz 
endgültiger Werte für die Gegenstände, die nach 
dem Entwurf vorläufig mit einem Erinnerungsposten 
anzusetzen sind, gesetzlich besonders geregelt wer- 
den soll (vgl. die Bemerkungen zu § 9). 

Zu § 20 

Die Vorschrift stimmt im wesentlichen mit § 35 
DMBG überein. Nicht übernommen ist die Befug- 
nis zur Bildung freier Rücklagen im Rahmen des 
§ 35 Abs. 3 Satz 2 Buchstabe b DMBG. Diese Vor- 
schrift hing mit Kriegsverlusten und ihrer bilanz- 
mäßigen Behandlung in der Nachkriegszeit zusam- 
men. Vergleichbare Verhältnisse bestehen im Saar- 
land nicht. 

Zu § 21 

Die in der Franken-Schlußbilanz ausgewiesenen 
Vermögensgegenstände sind in nicht unerheblichem 
Umfange nach § 14 Abs. 4, §§ 17, 19 des Entwurfs 
mit dem zum amtlichen Umrechnungskurs am Tage 
der Einführung der D-Markwährung umgerech- 
neten Betrag fortzuführen. Um den Kapitalgesell- 
schaften, die einen sich daraus ergebenden Fehlbe- 
trag durch Ausnützung der in den Bewertungsvor- 
schriften der §§ 11 ff. des Entwurfs vorgesehenen 
Aufstockungsmöglichkeiten und durch Auflösung 
der in der Franken-Schlußbilanz ausgewiesenen 
Rücklagen nicht ausgleichen können, die Fortfüh- 
rung des 100 : 1 in Deutsche Mark umgerechneten 
Franken-Nennkapitals zu ermöglichen, gestattet 
§ 21 in Anlehnung an § 36 Abs. 1, 2 und 4 DMBG 
die Einstellung eines Kapitalentwertungskontos. 
§ 36 Abs. 3 DMBG ist dagegen nicht übernommen 
worden, weil das Kapitalentwertungskonto nur die 
Neufestsetzung des Nennkapitals im Verhältnis 
100 : 1 ermöglichen soll. Wenn die Gesellschaft auf 
eine Neufestsetzung in diesem Verhältnis keinen 
Wert legt oder das Vermögen so gering ist, daß die 
Neufestsetzung in diesem Verhältnis auch mit Hilfe 
der Einstellung eines Kapitalentwertungskontos 
nicht möglich ist, besteht kein Bedürfnis, durch eine 
Bilanzierungshilfe die Neufestsetzung eines das 
Reinvermögen übersteigenden Nennkapitals zu er- 
möglichen. 

Zu §§22 bis 26 

Die Vorschriften entsprechen §§ 39 bis 43 DMBG. 
Anstelle des § 41 Abs. 2 DMBG, der nach seiner 
Auslegung durch Rechtsprechung und Schrifttum die 
in vertraglichen Beziehungen zur Gesellschaft 
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stehenden Dritten nicht in allen Fällen gegen eine 
Verschlechterung des wirtschaftlichen Inhalts ihrer 
Rechte schützt, ist jedoch in § 24 Abs. 2 des Ent- 
wurfs die einen umfassenden Schutz der Dritten ge- 
währleistende Fassung des § 16 Abs. 3 des Ent- 
wurfs eines Gesetzes über die Kapitalerhöhung aus 
Gesellschaftsmitteln und die Gewinn- und Verlust- 
rechnung — Drucksache 416 — gewählt worden. 
§ 42 Satz 2 zweiter Halbsatz DMBG ist fortgelas- 
sen, weil sich die Umstellung der Forderungen auf 
die ausstehenden Bareinlagen, auch ohne ausdrück- 
lichen Hinweis, nach den für die Währungsumstel- 
lung im Saarland geltenden allgemeinen Umstel- 
lungsvorschriften richtet. 

Zu § 27 

Die Vorschrift entspricht § 44 DMBG, von dem sie 
aber in verschiedenen Beziehungen abweicht. 

Nach Absatz 1 und 2 muß das Nennkapital nach der 
Neufestsetzung mindestens die im übrigen Bundes- 
gebiet geltenden Mindestnennbeträge des Grund- 
kapitals (§ 8 Abs. 1 AktG) oder Stammkapitals (§ 5 
Abs. 1 GMBHGes) erreichen. Da diese Mindestnenn- 
beträge bei Zugrundelegung eines Umstellungsver- 
hältnisses von 100 : 1 auch den im Saarland gelten- 
den Mindestnennbeträgen in Franken entsprechen, 
besteht kein Anlaß, die Mindestnennbeträge für die 
Neufestsetzung herabzusetzen. 

In Absatz 3 wird die Neufestsetzung der Aktien- 
nennbeträge nicht nur auf 100 Deutsche Mark oder 
ein Vielfaches davon, sondern auch auf 50 Deutsche 
Mark oder ein Vielfaches davon gestattet, weil der 
allgemeine Mindestnennbetrag der Aktien im Saar- 
land bisher 5000 Franken beträgt. Die im DMBG 
darüber hinaus zugelassenen Aktien mit einem 
Nennbetrag von 20 Deutsche Mark brauchen nicht 
zugelassen zu werden, weil die Neufestsetzung des 
Nennkapitals im Verhältnis 100 : 1 mindestens auf 
Grund der Erleichterungen des § 21 möglich sein 
wird. 

Absatz 4 und 5 stimmen mit § 44 Abs. 4 und 5 
DMBG überein. Absatz 6 Satz 1 entspricht § 44 
Abs. 6 DMBG. Für die Vereinigung von Kleinaktien 
gelten nach Absatz 6 Satz 2 die gleichen Vorschrif- 
ten wie im übrigen Bundesgebiet. 


Zu § 28 

Die Vorschrift entspricht § 45 DMBG. Sie ist den 
Änderungen der Rechtslage angepaßt, die sich dar- 
aus ergeben haben, daß inzwischen an die Stelle 
des Umwandlungsgesetzes von 1934 und seinen 
Durchführungsverordnungen das Umwandlungsge- 
setz vom 12. November 1956 getreten ist. 


Zu § 29 

Die Vorschrift entspricht § 46 DMBG. In der Fas- 
sung ist jedoch berücksichtigt, daß der Entwurf die 
Einstellung eines außerordentlichen Kapitalentwer- 
tungskontos nicht zuläßt. 


Zu §§ 30 bis 35 

Diese Vorschriften entsprechen im wesentlichen 
den §§ 48 bis 53 DMBG. Nicht übernommen ist in 
§' 30 des Entwurfs § 48 letzter Satz DMBG, weil 
nach dem Entwurf außerordentliche Kapitalentwer- 
tungskonten oder Kapitalverlustkonten in die Er- 
öffnungsbilanz nicht eingestellt werden können. 
Auf eine Übernahme des § 49 Abs. 2 DMBG in § 31 
des Entwurfs ist im Hinblick auf § 5 Abs. 2 des 
Entwurfs verzichtet worden. In § 32 Abs. 1 des Ent- 
wurfs sind die in § 50 Abs. 1 Buchstabe a DMBG 
genannten Reichsmarkbeträge durch im Verhältnis 
100 : 1 umgerechnete Frankenbeträge ersetzt; außer- 
dem ist § 50 Abs. 1 Buchstabe b DMBG, der sich 
auf nach dem Entwurf nicht in Betracht kommende 
außerordentliche Kapitalentwertungskonten bezieht, 
nicht übernommen worden. Die Sondervorschriften 
des § 50 Abs. 3 Satz 2 DMBG für Gesellschaften 
mit ausländischer Beteiligung, die aus besonderen 
Gründen in das DMBG aufgenommen worden sind, 
sind in § 32 des Entwurfs weggelassen. 

Zu § 36 

Die Vorschrift regelt den Umtausch der auf Fran- 
ken lautenden Aktien. Da die Wertpapierbereini- 
gung im Saarland abgeschlossen ist, können die 
auf die Wertpapierbereinigung abgestellten §§ 54, 
54a, 54b DMBG in vereinfachter Form übernom- 
men werden. Der Entwurf bestimmt deshalb ledig- 
lich, daß der Umtausch und die Abstempelung der 
Aktien vor der Eintragung der Neufestsetzung in 
das Handelsregister nicht zulässig ist, und über- 
nimmt im übrigen § 54 Abs. 2 bis 6 DMBG. 

Zu § 37 

Die Vorschrift stimmt mit § 55 DMBG überein. 

Zu § 38 

Die Vorschrift entspricht § 56 Abs. 2 DMBG. Eine 
dem § 56 Abs. 1 DMBG entsprechende Regelung ist 
dagegen nicht vorgesehen. Sie dient dem Schutze 
der Gesellschaften vor nachteiligen Folgen, wenn 
bei der Aufstellung der Eröffnungsbilanz infolge 
des Währungsverfalls eingetretene, aber bisher un- 
bekannt gebliebene große Verluste aufgedeckt wur- 
den. Bei dem Übergang von der Frankenwährung 
auf die D-Markwährung im Saarland ist eine ver- 
gleichbare Sachlage nicht gegeben, so daß es dieser 
Schutzvorschrift nicht bedarf. 

Zu §§ 39 bis 41 

Diese Vorschriften entsprechen §§ 57 bis 59 DMBG. 
In § 40 Abs. 5 Satz 3 des Entwurfs ist lediglich 
die inzwischen erfolgte Änderung der Kostenord- 
nung berücksichtigt. 

Zu § 42 

Die Vorschrift stimmt mit § 62 DMBG überein. 

Zum Vierten Abschnitt 

Die Vorschriften dieses Abschnitts (§§ 43 bis 49) 
über die Neufestsetzung der Geschäftsanteile und 
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Geschäftsguthaben von eingetragenen Genossen- 
schaften lehnen sich, wenn auch in etwas verän- 
dertem Aufbau, an die entsprechenden Vorschriften 
des DMBG (§§ 64 bis 72) an. § 69 DMBG ist nicht 
übernommen, weil kein Bedürfnis besteht, die Ein- 
stellung eines Kapitalentwertungskontos durch 
Wohnungsbaugenossenschaften zuzulassen. § 71 
DMBG ist aus den gleichen Gründen wie § 56 Abs. 1 
DMBG entbehrlich (vgl. die Bemerkungen zu § 38). 

Zu § 43 

Die Vorschrift entspricht § 64 Abs. 1 DMBG. 

Zu § 44 

Die Vorschrift regelt zusammenfassend die Neu- 
festsetzung der Geschäftsguthaben (vgl. § 65 Abs. 1, 
§ 66 Abs. 1 bis 3 DMBG). Die Geschäftsguthaben 
sollen mindestens in der bisherigen Höhe erhalten 
bleiben. In Absatz 2 und 3 ist deshalb auf den zum 
amtlichen Umrechnungskurs am Eingliederungstag 
umgerechneten Betrag der in der Franken-Schluß- 
bilanz ausgewiesenen Geschäftsguthaben abgestellt. 

Zu § 45 

Die Vorschrift regelt die Neufestsetzung der Ge- 
schäftsanteile und Haftsummen. 

Absatz 1 entspricht § 65 Abs. 2, § 64 Abs. 2 und 3 
DMBG. 

Absatz 2 bestimmt abweichend von § 64 Abs. 4, 
§ 65 Abs. 4 DMBG, daß die Haftsummen minde- 
stens auf den zum amtlichen Umrechnungskurs am 
Eingliederungstag umgerechneten Betrag neu fest- 
zusetzen sind, auch wenn der Geschäftsanteil nach 
der Neufestsetzung niedriger ist oder eine Über- 
schuldung besteht. Die wirtschaftlichen Verhält- 
nisse bei der Währungsumstellung im Saarland 
geben keinen Anlaß, bei der Neufestsetzung eine 
Herabsetzung der Haftsummen unter einem ver- 
minderten Gläubigerschutz zuzulassen oder den 
Fall der Überschuldung besonders zu regeln; aus 
den gleichen Gründen sind Erleichterungen für eine 
Verlängerung der Frist zur Einzahlung nicht vor- 
gesehen. 

Zu § 46 

Die Vorschrift entspricht § 67 Abs. 1 DMBG mit 
den Änderungen, die sich daraus ergeben, daß der 
Entwurf eine erleichterte Herabsetzung der Haft- 
summen und eine erleichterte Verlängerung der 
Einzahlungsfrist nicht vorsieht. 

Zu §§ 47 bis 49 

Diese Vorschriften entsprechen §§ 68, 70, 72 DMBG. 

Zum Fünften Abschnitt 

Die steuerrechtlichen und gebührenrechtlichen Vor- 
schriften dieses Abschnitts (§§ 50 bis 52) lehnen 
sich an §§ 73, 74, 76 DMBG an. § 75 DMBG über 
die Bedeutung der Wertansätze in der Eröffnungs- 
bilanz für die Steuern vom Vermögen ist in den 
Entwurf nicht übernommen, weil für die Steuern 


vom Vermögen im Saarland die allgemeinen Vor- 
schriften des Bewertungsgesetzes maßgebend sein 
sollen. 

Zu § 50 

Die Vorschrift ist § 73 DMBG in der Fassung des 
D-Markbilanzergänzungsgesetzes nachgebildet. Ab- 
satz 1 bis 4 entsprechen § 73 Abs. 1 bis 3, 5 DMBG. 
Auf eine § 73 Abs. 4 DMBG entsprechende Vor- 
schrift kann verzichtet werden, weil der Entwurf 
keine § 47 DMBG entsprechende Vorschrift ent- 
hält. § 73 Abs. 7 DMBG ist in den Entwurf nicht 
übernommen, weil die Vorschrift eine heute über- 
holte Frage regelte. 

Die Bewertungsvorschriften des Entwurfs führen 
dazu, daß der Bilanzenzusammenhang zwischen der 
steuerlichen Franken-Schlußbilanz und der steuer- 
lichen DM-Eröffnungsbilanz durchbrochen wird. 
Entsprechend § 73 Abs. 6 DMBG soll deshalb auch 
nach Absatz 5 für Verluste, die die Zeit vor der 
Währungsumstellung betreffen, ein Verlustabzug 
bei der Veranlagung zur Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer für Veranlagungszeiträume und 
ein Gewerbeverlust bei der Gewerbesteuer für Er- 
hebungszeiträume, die nach dem Eingliederungstag 
enden, grundsätzlich nicht zulässig sein. Abwei- 
chend vom DMBG sieht der Entwurf jedoch für 
eine Anzahl von Vermögensgegenständen die Fort- 
führung der umgerechneten Buchwerte der Fran- 
ken-Schlußbilanz vor. Diese abweichende Rechts- 
lage rechtfertigt es, dem Steuerpflichtigen wahl- 
weise auch die Möglichkeit einzuräumen, die zum 
amtlichen Umrechnungskurs am Eingliederungstag 
umgerechneten Verluste aus der Frankenzeit im 
Rahmen des § lOd des Einkommensteuergesetzes 
und des § 10a des Gewerbesteuergesetzes in der 
DM-Zeit zu berücksichtigen. Voraussetzung hierfür 
soll allerdings sein, daß der Steuerpflichtige von 
der Möglichkeit, bei bestimmten Vermögensgegen- 
ständen eine Aufstockung durchzuführen, indem in 
die steuerliche Eröffnungsbilanz höhere Werte ein- 
gestellt werden, als sich bei Umrechnung der Buch- 
werte der steuerlichen Franken-Schlußbilanz zum 
amtlichen Umrechnungskurs am Eingliederungstag 
in Deutsche Mark ergeben, nicht Gebrauch macht. 
Für Verluste aus einer Betriebsstätte im Bundes- 
gebiet außerhalb des Saarlandes oder in Berlin 
(West), die die Zeit vor der Währungsumstellung 
betreffen, soll jedoch im Hinblick auf die in § 51 
Abs. 2 vorgeschriebene Fortführung der Werte für 
die Vermögensgegenstände dieser Betriebsstätten 
sowohl bei der Einkommensteuer und Körperschaft- 
steuer im Rahmen des § lOd des Einkommensteuer- 
gesetzes als auch bei der Gewerbesteuer im Rah- 
men des § 10a des Gewerbesteuergesetzes der Ab- 
zug in jedem Fall zugelassen’ werden. 

Zu § 51 

Die Vorschrift betrifft die steuerlichen Ausgangs- 
werte. Sie ist § 74 DMBG nachgebildet und ent- 
spricht im wesentlichen dieser Vorschrift. 

In Absatz 1 wird ausdrücklich bestimmt, daß die in 
die handelsrechtliche Eröffnungsbilanz eingestell- 
; ten Werte auch für die Steuern vom Einkommen 
I und Ertrag zugrunde zu legen sind, es sei denn, 
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daß für die steuerliche Eröffnungsbilanz besondere 
Wertansätze vorgesehen sind. In diesem Fall muß 
eine besondere Steuerbilanz aufgestellt werden, in 
die an Stelle der handelsrechtlichen Werte die ent- 
sprechenden besonderen steuerlichen Werte ein- 
zustellen sind. 

Besondere steuerliche Wertansätze sind nach Ab- 
satz 2 für Vermögensgegenstände bestimmt, die ein 
saarländisches Unternehmen in einer Betriebsstätte 
im Bundesgebiet außerhalb des Saarlandes oder in 
Berlin (West) unterhält. Diese Betriebsstätten sind 
hinsichtlich des D-Markbilanzgesetzes und auch bei 
den späteren Veranlagungen steuerlich grundsätz- 
lich wie selbständige Unternehmen in diesem Ge- 
biet behandelt worden. Mit Rücksicht auf die an- 
deren Unternehmen im Bundesgebiet außerhalb des 
Saarlandes und in Berlin (West) ist es deshalb nicht 
vertretbar, den Betriebsstätten saarländischer Un- 
ternehmen im Bundesgebiet außerhalb des Saar- 
landes und in Berlin (West) die Vorteile nach dem 
Entwurf zu gewähren. Den Betriebsstätten ist der 
ständige Vertreter im Sinn des § 49 Abs. 1 Ziff. 2 
des Einkommensteuergesetzes gleichgestellt. 

Ein Anteil an einer Personengesellschaft ist in der 
Steuerbilanz mit dem jeweiligen Betrag des Ka- 
pitalkontos des Gesellschafters auszuweisen. Dem 
trägt Absatz 3 für die Anteile an einer Personen- 
gesellschaft mit Sitz im Saarland und die Anteile 
an einer Personengesellschaft mit Sitz im übrigen 
Bundesgebiet oder Berlin (West) Rechnung. 

In der steuerlichen Franken-Schlußbilanz können 
Rücklagen ausgewiesen sein, die auf Grund beson- 
derer steuerlicher Begünstigungsvorschriften steuer- 
lich gewinnmindernd gebildet werden konnten. Die 
gewinnerhöhende Auflösung dieser Rücklagen in 
der Franken-Schlußbilanz würde jedoch vielfach 
eine Härte darstellen. Um von einer Vorschrift, 
diese Rücklagen bereits vor dem Eingliederungstag 
auflösen zu müssen, absehen zu können, ist nach 
Absatz 4 die Überführung der in der steuerlichen 
Franken- Schlußbilanz nicht aufgelösten steuerlich 
gewinnmindernd gebildeten Rücklagen in die steuer- 
liche Eröffnungsbilanz erforderlich. Die überführten 
Rücklagen sollen in der DM-Zeit nach den Grund- 
sätzen aufgelöst werden, die bei ihrer Bildung 
maßgebend waren. 

Der erste Halbsatz des Absatzes 5 entspricht inhalt- 
lich § 74 Abs. 4 DMBG in der Fassung des D-Mark- 
bilanzergänzungsgesetzes. Durch den zweiten Halb- 
satz soll sichergestellt werden, daß Steuerpflichtige 
mit Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft, die 
ihren Gewinn nach § 4 Abs. 1 des Einkommen- 
steuergesetzes ermitteln, bei Inanspruchnahme der 
in Absatz 6 bezeichneten Wertansätze hinsichtlich 
des Verlustabzugs den anderen buchführenden 
Steuerpflichtigen gleichgestellt werden. 

Absatz 6 und 7 entsprechen § 74 Abs. 5 und 6 
DMBG in der Fassung des D-Markbilanzergänzungs- 
gesetzes. 

Zu § 52 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen § 76 
DMBG. Es ist lediglich die inzwischen erfolgte Ände- 
rung der Kostenordnung berücksichtigt worden. 


Zum Sechsten Abschnitt 

In diesem Abschnitt (§§ 53 bis 56) sind ergänzende 
Vorschriften verschiedenen Inhalts zusammen- 
gefaßt, die sich an einige Schlußvorschriften des 
DMBG anlehnen. 

Zu § 53 

Die Vorschrift entspricht § 77 Abs. 2 DMBG. 

§ 77 Abs. 1 DMBG ist nicht übernommen worden, 
weil der Entwurf auch für Geldinstitute, Versiche- 
rungsunternehmen und Bausparkassen gelten soll. 
Eine Sonderregelung für diese Unternehmen, wie 
sie bei der Reichsmarkumstellung insbesondere in 
der 41. bis 43. DVO/UG vorgesehen war, ist bei der 
Einführung der Deutschen Mark im Saarland nicht 
erforderlich und nicht beabsichtigt. 

Der ebenfalls nicht übernommene § 77 Abs. 3 DMBG 
beruhte auf inzwischen überholten besatzungsrecht- 
lichen Vorschriften. 

Zu § 54 

Absatz 1 entspricht § 78 Abs. 2 und 3 DMBG. Die 
Vorschriften des § 78 Abs. 1 und 4 DMBG waren 
erforderlich, weil das DMBG erst erhebliche Zeit 
nach dem 21. Juni 1948 in Kraft trat. Da der Entwurf 
mit dem Währungsstichtag im Saarland in Kraft tre- 
ten soll, ist eine entsprechende Regelung entbehr- 
lich. 

Absatz 2 verbietet Kapitalerhöhungen und Kapital- 
herabsetzungen in Deutsche Mark vor der Neufest- 
setzung der Kapitalverhältnisse. Diesen Änderun- 
gen des Nennkapitals fehlt die Grundlage, solange 
nicht durch Neufestsetzung der Kapitalverhältnisse 
der Betrag des Nennkapitals in Deutsche Mark fest- 
steht, der erhöht oder herabgesetzt werden soll. 
Aus der Einführung der Deutschen Mark im Saar- 
land als gesetzliche Währung ergibt sich, ohne daß 
dies ausdrücklich bestimmt zu werden braucht, daß 
Kapitalerhöhungen und Kapitalherabsetzungen in 
Franken nach dem Währungsstichtag im Saarland 
nicht beschlossen und nicht in das Handelsregister 
eingetragen werden können. 

Nach Absatz 3 gelten die Vorschriften der Ab- 
sätze 1 und 2 für eingetragene Genossenschaften 
entsprechend. § 79 DMBG ist aus den gleichen Grün- 
den wie § 78 Abs. 1 und 4 DMBG nicht übernom- 
men worden. 

Zu § 55 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen § 80 
DMBG. In Absatz 3 ist berücksichtigt, daß der Ent- 
wurf die Einstellung eines außerordentlichen Kapi- 
talentwertungskontos in die Eröffnungsbilanz nicht 
zuläßt. Durch Absatz 5 wird ausdrücklich klarge- 
stellt, daß die Auflösung auf Grund der Absätze 1 
bis 4 endgültig ist und nicht durch einen Fort- 
setzungsbeschluß rückgängig gemacht werden kann. 
Die Zeitpunkte, zu denen die Auflösung nach Ab- 
satz 1 bis 4 eintritt, sind so gewählt, daß den Unter- 
nehmen eine ausreichende Frist für die zur Ver- 
meidung ihrer Auflösung erforderlichen Maß- 
nahmen zur Verfügung steht. 
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Zu § 56 

Nach § 2 DMBG ist bisher für die im Bundesgebiet 
und in Berlin (West) befindlichen Zweignieder- 
lassungen saarländischer Kaufleute gesondert in 
Deutscher Mark Buch zu führen; für die Zweignie- 
derlassungen waren unter Umständen ständige Ver- 
treter zu bestellen. Mit der wirtschaftlichen Einglie- 
derung des Saarlandes entfällt der Grund für diese 
gesonderte Buchführung und Vertretung. Absatz 1 
bestimmt deshalb, daß § 2 DMBG auf diese Zweig- 
niederlassungen mit Wirkung vom Tag der wirt- 
schaftlichen Eingliederung des Saarlandes an nicht 
mehr anzuwenden ist. Die Rechtsfolgen für den Ab- 
schluß der bisher gesondert geführten Bücher und 
über den Widerruf der Bestellung ständiger Ver- 
treter sind in Absatz 1 Satz 2 bis 4 in Anlehnung an 
§ 1 Abs. 4 des D-Markbilanzergänzungsgesetzes ge- 
regelt. 

Absatz 2 schließt aus, daß § 2 DMBG auf nach dem 
Inkrafttreten des Entwurfs im Bundesgebiet außer- 
halb des Saarlandes oder in Berlin (West) errichtete 
Zweigniederlassungen saarländischer Kaufleute an- 
gewendet wird. 

Zum Zweiten Teil 

Der Zweite Teil regelt die endgültige Bewertung der 
Anteile an Gesellschaften mit Sitz im Saarland und 
der Wertpapiere von Schuldnern mit Sitz im Saar- 
land, die Unternehmen mit Sitz im Bundesgebiet 
außerhalb des Saarlandes oder in Berlin (West) ge- 
hören und in einer nach dem DMBG oder dem 
D-Markbilanzergänzungsgesetz aufgestellten Er- 
öffnungsbilanz auszuweisen waren. Diese saarländi- 
schen Wertpapiere und Anteile sind durch § 6 
Abs. 1 des Dritten D-Markbilanzergänzungsgesetzes 
von der im Dritten D-Markbilanzergänzungsgesetz 
getroffenen Regelung für die endgültige Bewertung 
von Anteilen und Wertpapieren ausgenommen 
worden. Für sie sollen nunmehr in Anlehnung an 
die in §§ 14, 15 bestimmten Werte nach dem Vor- 
bild des Dritten D-Markbilanzergänzungsgesetzes 
endgültige Werte festgesetzt werden. 

Zu § 57 

Die Vorschrift ist § 1 des Dritten D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetzes nachgebildet. Sie sieht vor, daß 
die bisherigen Werte, mit denen saarländische 
Wertpapiere und Anteile in einer Eröffnungsbilanz 
nach dem DMBG oder D-Markbilanzergänzungs- 
gesetz angesetzt sind, zu vorläufigen Werten er- 
klärt werden und durch Einsetzung der in § 58 be- 
stimmten endgültigen Werte berichtigt werden kön- 
nen. Für die Berichtigung gelten §§ 47, 73 Abs. 4, 
§ 74 Abs. 2 und 3 DMBG. Die sich dabei ergebenden 
Werterhöhungen können, abweichend von § 47 


DMBG, statt in die gesetzliche Rücklage in eine 
freie Rücklage gestellt werden, sofern die gesetz- 
liche Rücklage bereits den gesetzlichen oder 
satzungsmäßigen Mindestbetrag erreicht. 

Zu § 58 

Absatz 1 bestimmt als endgültige Höchstwerte für 
die Anteile und Wertpapiere, deren bisherige Wert- 
ansätze durch § 57 zu vorläufigen Wertansätzen er- 
klärt sind, die gleichen Werte, die saarländische 
Kaufleute für diese Anteile und Wertpapiere nach 
§ 14 Abs. 1 Nr. 1, § 15 in ihrer Eröffnungsbilanz 
ansetzen können. 

Die Vorschriften der Absätze 2 bis 8 lehnen sich an 
das Dritte D-Markbilanzergänzungsgesetz (§ 3 

Abs. 3 und 4, § 5 Abs. 3, § 7 Abs. 1, § 8 Abs. 1 
und 2, § 11 Abs. 1 und 4) an. 

Zum Dritten Teil 

Dieser Teil (§§ 59 bis 62) enthält Schlußvorschriften. 

Zu § 59 

Der Entwurf verwendet aus Vereinfachungsgründen 
an vielen Stellen den Ausdruck „Eingliederungs- 
tag". § 59 stellt klar, daß darunter der erste Tag 
nach dem Ende der in Artikel 3 des deutsch-fran- 
zösischen Vertrages zur Regelung der Saarfrage 
vorgesehenen Übergangszeit zu verstehen ist. Mit 
diesem Tag wird die Deutsche Mark gesetzliche 
Währung auch im Saarland. 

Zu § 60 

Absatz 1 ist nötig, weil nicht in allen Ländern 
des Bundesgebiets das D-Markbilanzgesetz vom 
21. August 1949 gilt, sondern einzelne Länder 
gleichlautende Gesetze erlassen haben. 

Absatz 2 ist nötig, weil das D-Markbilanzergän- 
zungsgesetz vom 28. Dezember 1950 vom Land Ber- 
lin nicht übernommen worden ist, sondern das Land 
Berlin ein eigenes, sachlich allerdings übereinstim- 
mendes Gesetz erlassen hat. 

Zu § 61 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 62 

Das Gesetz soll mit dem Tage der wirtschaftlichen 
Eingliederung des Saarlandes in Kraft treten, um 
den saarländischen Kaufleuten eine rasche Anpas- 
sung ihrer Buchführung und ihrer Kapitalverhält- 
nisse an die D-Markwährung zu ermöglichen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme 

i. 

1. Zu § 1 Abs. 3 

§ 1 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Die in § 125 Abs. 5 des Aktiengesetzes 
bestimmte Frist beträgt für die Franken-Schluß- 
bilanz, auch wenn die Satzung dies für den Jah- 
resabschluß nicht bestimmt, zwölf Monate. Für 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung im Sinn 
des § 32 gilt zur Feststellung der Franken- 
Schlußbilanz die gleiche Frist. Die in § 41 Abs. 4 
des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung und die in § 33 Abs. 3 des 
Genossenschaftsgesetzes bestimmte Frist zur 
Veröffentlichung des Jahresabschlusses wird für 
die Franken-Schlußbilanz auf fünfzehn Monate 
verlängert. Soweit sich aus diesen Vorschriften 
nichts anderes ergibt, ist die Franken-Schluß- 
bilanz innerhalb von neun Monaten nach dem 
Eingliederungstag festzustellen. " 

Begründung 

Die im Entwurf des Gesetzes vorgesehenen 
Fristen erscheinen selbst unter Berücksichtigung 
der Verlängerungsmöglichkeit des Registerge- 
richts zu kurz. Die Aufstellung der Franken- 
Schlußbilanz und der D-Markeröffnungsbilanz, 
für die gleichfalls die Fristbestimmungen des § 1 
Abs. 3 gelten (§ 5 Abs. 2), erfordert umfang- 
reiche Arbeiten, die nicht ohne Kenntnis der Fol- 
gen und Auswirkungen des wirtschaftlichen An- 
schlusses des Saarlandes an die Bundesrepublik 
durchgeführt werden können. Es sollte eine 
Fristbestimmung vermieden werden, bei der von 
vornherein damit gerechnet werden muß, daß 
die Mehrzahl der davon betroffenen Personen 
die Verlängerungsmöglichkeit in Anspruch 
nimmt. 

Soweit Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
der Prüfungspflicht nach § 32 des Gesetzes unter- 
liegen, erscheint es erforderlich, diesen die 
gleiche Frist zur Feststellung der Bilanz ein- 
zuräumen wie den Aktiengesellschaften. 

2. Zu § 12 Abs. 2 

§ 12 Abs. 2 Buchstabe b Satz 2 wird gestrichen. 
Begründung 

Die Einschränkung der Neubewertung der nicht 
linear abgeschriebenen Wirtschaftsgüter ist mit 
dem Grundsatz der Neubewertung und der Ziel- 
setzung der D-Markeröffnungsbilanz, das Rech- 
nungswesen auf eine gesunde, den Grundsätzen 
der Bilanzwahrheit möglichst entsprechende 
neue Basis zu stellen, nicht zu vereinbaren. Der 
objektive Wert der Wirtschaftsgüter kann sich 
nicht je nach dem in der Vergangenheit ange- 
wandten System der Absetzung für Abnutzung 
verändern. 


des Bundesrates 

ii. 

Der Bundesrat hat von den nachstehenden saar- 
ländischen Änderungsvorschlägen Kenntnis genom- 
men. Er hält es für notwendig, daß diese Anträge 
im weiteren Gang des Gesetzgebungsverfahrens 
sorgfältig geprüft, berechtigte Belange der saarlän- 
dischen Wirtschaft berücksichtigt und daß insbeson- 
dere eine ungerechtfertigte Benachteiligung von Be- 
triebsstätten nichtsaarländischer Unternehmen ver- 
mieden werden. Der Bundesrat nimmt davon Kennt- 
nis, daß die Vertreter der Bundesregierung diese 
Auffassung teilen und ihre Unterstützung zugesagt 
haben. 

1. Zu § 14 Abs. 4 

§ 14 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Soweit 

1. Anteile an Kapitalgesellschaften, 

2. Wertpapiere, die keine Anteile an Ka- 
pitalgesellschaften verkörpern, von 
Schuldnern 

mit Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht 
unter die Absätze 1 und 2 fallen, können sie 
höchstens mit dem Wert angesetzt werden, der 
sich aus einer Umrechnung des Wertes der steuer- 
lichen Franken-Schlußbilanz mit dem zum je- 
weiligen Anschaffungszeitpunkt geltenden amt- 
lichen Umrechnungskurs in Deutsche Mark er- 
gibt. § 11 Abs. 2 gilt entsprechend." 

Begründung 

Aus folgendem Beispiel ergibt sich, daß die bis- 
herige Fassung des § 14 Abs. 4 zu nicht vertret- 
baren Ergebnissen führt: 

Beispiel 

Ein Steuerpflichtiger besitzt am 31. Dezember 
1954 einen Anteil an einer GmbH mit einem 
Nominalwert von 1 Million Franken. Der ge- 
meine Wert beträgt 250 Franken für 100 Fran- 
ken. 

Am 2. Februar 1955 erwirbt der Steuerpflichtige 
einen weiteren Anteil von nom. 1 Million Fran- 
ken für 2,5 Millionen Franken. 

Nach dem bisherigen Entwurf müßten diese An- 
teile wie folgt bewertet werden: 

Altanteil 1 000 000 X 2,5 = 2 500 000 Franken 
(umgerechnet 1 : 85) = 29 410 DM. 

Neu erworbene Anteile 

Anschaffungskosten 2,5 Millionen Franken (um- 
gerechnet 1 : 117,5) — 22 222 DM. 

Ein Wertpapier mit tatsächlich höheren Anschaf- 
fungskosten würde demzufolge geringer zu be- 
werten sein als das Wertpapier mit geringeren 
Anschaffungskosten, obwohl der gemeine Wert 
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möglicherweise gerade aus diesem Verkauf her- 
geleitet wurde. 

Im übrigen entspricht der Änderungsvorschlag 
auch der Regelung in § 13 Abs. 2 Satz 2 und 
§ 14 Abs. 1 des Entwurfs. 

2. Zu § 28 Abs. 1 

§ 28 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Soweit die Umwandlung auf den Tag nach dem 
Ablauf der Übergangszeit innerhalb einer der in 
§ 1 Abs. 3 Sätze 1, 2 und 4 bezeichneten Fristen 
zum Handelsregister angemeldet wird, kann der 
Umwandlung eine nach den für die gewählte 
neue Rechtsform geltenden Vorschriften aufge- 
stellte D-Markeröffnungsbilanz zugrunde gelegt 
werden.“ 

Begründung 

Die Entscheidung über die Umwandlung zum 
Eingliederungstag erfordert ausreichende Kennt- 
nisse über die neuen wirtschaftlichen und steuer- 
lichen Verhältnisse, die kaum in den ersten Mo- 
naten nach der wirtschaftlichen Eingliederung 
gewonnen werden können. Es besteht zwar die 
Möglichkeit, auch zu späteren Stichtagen umzu- 
wandeln. ln solchen Fällen ergeben sich jedoch 
auf Grund des Neubewertungsvolumens der D- 
Markeröffnungsbilanz höhere Umwandlungsge- 
winne, die mit steuerlichen Nachteilen für die Un- 
ternehmen verbunden sind. Im übrigen würde es 
auch in der Öffentlichkeit nicht verstanden wer- 
den, wenn in Fällen der Umwandlung für die 
Feststellung der Eröffnungsbilanz dem Unter- 
nehmen kürzere Fristen auferlegt würden als in 
anderen Fällen. Die Frist zur Anmeldung des 
Umwandlungsbeschlusses sollte deshalb mit der 
Frist nach § 1 Abs. 3 gleichlaufen. 


3. Zu § 32 Abs. 3 

§ 32 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Zu Prüfern können auch vereidigte Buch- 
prüfer und Steuerberater bestellt werden.“ 

Begründung 

Nach Kriegsende wurden im Saarland vereidigte 
Buchprüfer nicht mehr zugelassen. Ihre Zahl wird 
deshalb nicht ausreichen, eine termingemäße 
Prüfung der Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung im Sinne des § 32 des Entwurfs zu ge- 
währleisten. 

4. Zu § 51 Abs. 1 

In § 51 Abs. 1 wird als Satz 3 angefügt: 

„Die Summe der nach den Bestimmungen des 
§ 14 Abs. 1 bis 4 und des § 15 für 

a) die Anteile an einer Kapitalgesellschaft, 

b) die Wertpapiere von einem Schuldner 

ermittelten Werte gelten, auf diese Anteile oder 
Wertpapiere nach dem Verhältnis der Nennbe- 
träge verteilt, als steuerliche Anschaffungs- 
kosten.“ 

Begründung 

Entschließt sich eine Gesellschaft zur Ausgabe 
neuer Wertpapiere oder Anteile (§ 36), so ist, 
nachdem mit der D-Markeröffnungsbilanz in der 
Regel eine Kapitalerhöhung verbunden sein 
wird, nicht mehr festzustellen, welche fiktiven 
steuerlichen Anschaffungskosten die einzelnen 
Wertpapiere haben. Eine gleichmäßige Vertei- 
lung der für die Anteile an den jeweiligen Ge- 
sellschaften und für die Wertpapiere nach den 
§§ 14 und 15 ermittelten D-Markbilanzwerte als 
Anschaffungskosten erscheint deshalb notwen- 
dig. 
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Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 

des Bundesrates 


i. 

Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu 1. 

Die Bundesregierung vermag diesem Änderungsvor- 
schlag nicht zuzustimmen. Die Fristen für die Fest- 
stellung der Franken-Schlußbilanz und der DM-Er- 
öffnnngsbilanz sind in dem Entwurf so bemessen, 
daß sie mindestens gleich lang, in der Mehrzahl der 
Falle aber erheblich länger als die Fristen sind, die 
den Kaufleuten im übrigen Bundesgebiet nach dem 
D-Markbilanzgesetz vom 21. August 1949 für die 
Feststellung ihrer DM-Eröffnungsbilanz zur Verfü- 
gung standen. Zu einer noch weitergehenden Ver- 
längerung der Fristen, wie sie der Änderungsvor- 
schlag des Bundesrates vorsieht, besteht nach Auf- 
fassung der Bundesregierung kein Anlaß. Die Kauf- 
leute im übrigen Bundesgebiet standen bei der Auf- 
stellung ihrer Eröffnungsbilanz vor ungleich größe- 
ren Schwierigkeiten, als sie für die saarländischen 
Kaufleute bei der Eingliederung bestehen. Bei der 
Währungsreform des Jahres 1948 mußten die Kauf- 
leute ihre Rechnungslegung auf eine völlig neue 
Grundlage stellen und ihr gesamtes Vermögen neu 
bewerten. Der Entwurf sieht dagegen in weitem 
Umfange die Fortführung der in die neue Währung 
lediglich umgerechneten Buchwerte vor. Soweit eine 
Neubewertung zugelassen wird, stehen die zuläs- 
sigen Höchstwerte zum Teil fest (vgl. § 11, § 14 
Abs. 1 und 2 des Entwurfs), zum Teil können sie auf 
Grund des Preisniveaus im übrigen Bundesgebiet 
unschwer festgestellt werden, während die Kauf- 
leute im übrigen Bundesgebiet trotz des Umstan- 
des, daß sie ihre Eröffnungsbilanz erst längere Zeit 
nach dem damaligen Währungsstichtag aufstellten, 
nur unter großen Schwierigkeiten die auf den Wäh- 
rungsstichtag anzunehmenden Werte ermitteln 
konnten. Schließlich wurden von den Kaufleuten im 
übrigen Bundesgebiet bei der Aufstellung ihrer Er- 
öffnungsbilanz schwerwiegende kaufmännische Ent- 
scheidungen verlangt, weil die Wertansätze in der 
Eröffnungsbilanz nicht nur für die Steuern von Ein- 
kommen und Ertrag, sondern auch für die Steuern 
vom Vermögen, insbesondere für den auch im Jahre 
1949 in seiner näheren Ausgestaltung noch völlig 
unbekannten Lastenausgleich, maßgebend waren. 
Eine solche Zweischneidigkeit der Wertansätze in 
der Eröffnungsbilanz sieht der Entwurf nicht vor, so 


1 daß die saarländischen Kaufleute bei der Entschei- 
; düng, inwieweit sie die auf Vermögensgegenstände 
; bestimmter Art beschränkten Aufstockungsmöglich- 
keiten ausschöpfen wollen, lediglich die ertrags- 
steuerlichen Auswirkungen des Ansatzes in der Er- 
| Öffnungsbilanz und die Aussichten, ob die Abschrei- 
! bungen auf hohe Wertansätze verdient werden 
können, zu berücksichtigen brauchen. Unter diesen 
| Umständen hält die Bundesregierung die Befürch- 
j tung nicht für begründet, daß die in dem Entwurf 
| vorgesehenen Fristen in der Mehrzahl der Fälle 
; nicht ausreichen werden. 

i Zu 2. 

1 

; Bei der Gestaltung der Bestimmungen über die Be- 
! wertung des beweglichen Anlagevermögens wie 
I Maschinen, Betriebsvorrichtungen usw. in der Er- 
| Öffnungsbilanz war von zwei verschiedenartigen 
i Erwägungen auszugehen. Unternehmen, die in der 
Frankenzeit höhere Abschreibungen vorgenommen 
! haben, soll es dadurch nicht ermöglicht sein, Ver- 
mögensgegenstände um einen höheren Betrag steuer- 
frei aufzustocken als Unternehmen, die ihr beweg- 
| liches Anlagevermögen nur linear abgeschrieben 
' haben. Andererseits ist zu erstreben, daß alle saar- 
! ländischen Unternehmen für die Zeit nach der wirt- 
schaftlichen Eingliederung durch die Einräumung 
gleicher Wertansätze in der Eröffnungsbilanz gleiche 
; Startbedingungen bekommen. Auch würde ein Be- 
: wertungsverfahren, das die Abschreibungen des 
[ Frankenzeitrauins nicht berücksichtigt, der Verwal- 
| tungsvereinfachung dienen. Die Bundesregierung 
j hat aus Gründen der gleichmäßigen Besteuerung den 
ersten Erwägungen erhöhte Bedeutung beigemessen. 
Sie hat jedoch keine Bedenken, dem Bestreben, 
gleiche Startbedingungen zu schaffen, den Vorzug 
zu geben und § 12 Abs. 2 Buchstabe b Satz 2 des 
Entwurfs zu streichen. 

II. 

Zu der Entschließung des Bundesrates nimmt die 
Bundesregierung wie folgt Stellung: 

Die Bundesregierung schließt sich der Ansicht des 
Bundesrates an, daß die Änderungsanträge des 
Saarlandes, zu denen der Bundesrat in Anbetracht 
der Eilbedürftigkeit keine Stellung nehmen konnte, 
im weiteren Gang des Gesetzgebungsverfahrens 
noch sorgfältig zu prüfen sind. 
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